
























Niemals wird das chileni sche Volk diese groß­
zUgige Hilfe vergessen . Es weiß, daß sie täg­
lich wachsen wird. 

Unser Volk wird seinerseits in jeder Minu­
te seinen schwierigen und heroischen Kampf 
fortfUhren , in der Gewißheit seiner gerechten 

Sache. 

Chile wird wieder den Chilenen gehören . Das 
Vaterland wird dann frei und unabhängig sein , 
Herr seiner Freiheit und seiner Rechte. Für 

Chile 

, 
Brasilien 

Chile, fUr das Volk , fUr uns bleibt der un­
sterbliche Kampfruf Salvador Allendes weiter­
hin gUltig : 

Venceremos - Wir werden siegen ! 

Wir bitten mit aller Dringlichkeit um erneute 
große Anstrengungen der Solidaritätsbewegung 
für die folgenden vier Punkte : 

1 . Schluß mit den Erschießungen und Folterun­
gen der politischen Gefangenen . 

2. Freiheit fUr Luis Corvalan , Clodomiro Al­
meyda, Anselmo Sule , Pedro Felipe Ramir ez , 
Vicente Sotta und alle anderen politi ­
schen Gefangenen. 
Schließung aller Konzentrationslager. 

3 . Ausreisegenehmigung fUr alle in den Bot­
schaften Asylierten . 

4. Schluß mit den Massenentlassungen und Re­
spektierung des Rechts auf Arbeit . Wie­
dereinstellung der Hunderttausende , die von 
der Junta entlassen wurden . 

Sozialistische Partei Chiles 
Radikale Partei Chiles 
Kommunistische Partei Chiles 
Partei MAPU 

Christliche Linke 
Bewegung der Revolutionären Linken (MIR) 
Partei MAPU - Arbeiter und Bauern 

Rom , 11 . Dezember 1973 

•••••••••••••••••••••••••• 

Bericht über das Brasilien­
Kolloquium [Paris, 12./13. i .1974) 

Am 12. /13 . Januar 1974 , also nach der of­
fenkundigen Intervention der brasilianischen 
Militärs in die Geschicke des chilenischen 
Volkes und noch vor der Pseudowabl des Gene­
rals a . D. sowie ehemaligen Präsidenten des 
Erdölkonzerns "Petroas" , Ernesto Geisel , zum 
neuen Staatsoberhaupt , fand in Paris der erste 
antiimperialistische Kongreß zum Thema Brasi ­
lien statt . 

Aufgrund dieser Tatsache und des 
breiten politischen Spektrums des Veranstal­
ter- und Teilnehmerkreises sowie angesichts 
der wertvollen erarbeiteten Materialien wird 
dieser Kongreß auf lange Sicht die theoreti­
sche und praktische Seite der Solidaritätsbe­
wegung mit dem brasilianischen Volk maßgeblich 
bestimmen . Diese Einschätzung wird nicht zu­
letzt durch den Tatbestand unterstrichen, daß 

Sich auf dem Pariser Treffen die mächtigsten 
und einflußreichsten Str öme der westeuropä­
ischen Arbeiter bewegung zusammenfanden . 

Die Initiative zu dem Kolloquium war aus­
gegangen von den französischen Linksparteien, 
Gewerkschafts- und J uristenverbänden . die 
dann auch den Kongreß durchrlihrten und in 
kollektiver Vorarbeit die theoretische Grund­
lage schufen , nämlich drei umfangreiche und 
sehr detaillierte Berichte . Eingeladen waren 
die jeweiligen Bruder- und Schwesterorganisa­
tionen aus den kapitalistischen Ländern Euro­
pas . 

KongreB-Materialien 

Der erste Bericht beschäftigte sich mit dem 
sogenannten brasIiianischen "Wirtschaftswun­
der" und der wirklichen Situation der Arbei-
ter und des Volkes von Brasilien . Wachsender
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Ausverkauf Brasiliens an ausländische , ins­
besondere multinationale Monopole , steigende 
Investitlonstätigkeit ("Das Investitionsklima 
war noch nie so gut" , Überseerundschau) auf 
der einen , Elend , Hunger , Absinken des Real­
einkommens, Arbeitslosigkeit , immer größere 
Kindersterblichkeit auf der anderen Seite -
diese Tatsachen und die Frage nach den Nutz­
nießern und Opfern des sogenannten "Wunders" 
wurden materialreich herausgearbeitet. Er­
stellt hatten diesen Bericht die drei größten 
Gewerkschaften Frankreichs CGT , CFDT und FEN . 

dessen Aktueli tät 

~~~;~s~~:,~~~~~": geprägt war , ~ politischen 
Expansionismus Brasiliens . Ihn erarbeiteten 
die Kommunistische Partei , die Sozialistische 
Partei und die Bewegung der Radikalen Linken 
Frankreichs . 

Die Menschen- und BUrgerrechte in Brasi­
",;r:l~t,~deren s tändige und unerträgliche 
• waren Gegenstand des dritten Be 

\,,~i~ .~!~~t~t~, die drai großen Juristen­
. ~ Vereinigung Demokrati­
Juristen, die französische Liga fUr 

Menschenrechte und das Sekretariat der Katho­
lischen Juris~en vor. Dieser Bericht enthält 
völlig neues und authentisches Material über 
Folter- und Verhörmethoden sowie tiber die 
US- amerikanische Ausbildung der Folterknechte 
und deren Rolle in Chile . 

Die drei Berichte und die Diskuasionsbei­
t r äge werden in Frankreich als Buch erSChei­
nen und in der BRD nachgedruckt. 

Teilnehmerhois 

Die gr oße Bedeutung des internationalen 
Treffens wurde u.a. von Carlos Prestes, dem 
legendären Führer dea brasilianischen Frei­
heitskampfes und 1. Sekretär der Kommunisti­
schen Partei seines Landes , in einem Grußtele­
gramm an den Kongreß hervorgehoben . Sie fin­
det ihren Ausdruck ebenso in der Vielzahl und 
politischen Breite der vertretenen Organisa­
t i onen : 

Sozialistische bzw . Sozialdemokratische Par­
teien Spaniens , Österreichs , Norwegens , Dä­
nemarks, Schwedens , Belgiens und der Schweiz; 

- Kommunistische Parteien Brasiliens , Spa­
niens , Portugals, Belgiens, Italiens und 
der BRD; 

- Vertreter des Antidiktator ischen Komitees 
der Auslandsgriechen , der spanischen Arbei-

14 terkommissionen , der größten ital ienischen 

Gewerkschaft CGIL und Repr äsentanten natio­
naler Juristenorganlsationen. 

Welch hoher politischer Stellenwert diesem 
Pariser Kongreß in Frankreich zugemessen wur­
de , dokumentierte u . a . die Teilnahme von Mit­
gliedern des PolitbUros der Französischen 
Kommunistischen Partei, des Vorsitzenden der 
Sozialistischen Partei , Mitterand , sowie des 
Vorsitzenden der Radikalen Linken , Fabvre . 

Als Teilnehmer aus der BRD sprach Herbert 
Lederer vom Parteivorstand der DKP tiber die 
Rolle der westdeutschen Monopole in Latein­
ame r ika , speziell in Brasilien und Uber die 
Politik der BRD-Regierung . Als weiterer BRD­
Vertreter nahm Peter Dietzel vom Sekretariat 
des Antiimperiali s tischen Solidaritätskomitees 
(ASK) an der Veranstaltung teil . 

Sml ußfolgerungen für die Solidarität mi t d em 
brasilianismen Volk 

Das Kolloquium schloß mit der einhelligen 
Aufforderung , auf nationaler Ebene in größt­
möglicher antiimperialistischer Breite die 
Solidaritätsbewe gung mit dem brasilianischen 
Volk und den anderen um ihre Befreiung kämp­
fenden lateinamerikanischen Völkern zu ver­
stärken. Dabei fällt der antiimperialistischen 
Bewegung in der BRD angesichts der vehementen 
Kapitalexpansion westdeutsche r Monopole ger a­
de nach Brasilien sowie angesichts der verhäng­
nisvollen Rolle einer Vielzahl deutschstämmi­
ger Faschisten in Brasilien , Chile etc . eine 
nicht unbedeutende Rolle zu. Jedoch ist das 
nur die eine Seite - eine andere kommt in der 
Figur der Revolutionärin Olga Benario- Pre­
s te s 1 ) . d.h. in traditionsreichen Verbindun­
gen brasilianischer und deutscher Antifaschi­
s ten zum Ausdruck . Fraglich bleibt indessen 
die Haltung des DeB, der SPD- FUhrung wie der 
Jungsoziali sten . 

Obwohl an sie offizielle Einladungen ergan­
gen waren, blieben sowohl die Jungsozialisten , 
die SPD als auch der DeB dem Kolloquium fern . 
Die Tatsache aber, daß eine ganze Reihe west­
europäischer sozialdemokratischer Organisatio­
nen in Pari s ihre Bereitschaft zur weiteren 
Zusammenar beit in der Solidaritätsbewegung mit 
dem brasilianischen Volk bekundeten , zeigt , 
daß auch die Aufgabe der Einbeziehung der 
genannten we s tdeut schen Organisationen in 
diese Bewegung nicht unlijsbar 1st. 

Anmerkung : 
1) Die deutsche Kommunistin und Frau des bra­

silianischen KP- FUhrers Carlos Prestes 
wurde 1934 zusammen mit ihrem Mann a l s 
Teilnehmerin des brasilianischen Volksauf­
standes verhaftet. 1936 wurde sie vom bra­
silianischen Regime an die deutSChen Fa­
schisten ausgeliefert , die sie zunächst im 
Zuchthaus Ravens brUck einkerkerten und 
1942 in den GaSkammern des Konzentrations ­
lagers Bernburg ermordeten. 



DOKUMENT Nr.3 des Brasilien­
Kolloquiums 

Das nachfolgende Dokument wurde am 12 . /13 . Januar 1974 auf dem "Europäischen Kolloquium 
Uber Brasilien" als Bericht Nr . 3 vorgelegt . Diesen Bericht verfaßten drei französische Jur i ­
sten- Organisationen gemein sam : Die " Französische Vereinigung Demokratische r Juristen". die 
" Liga der Menschenrechte" und das "Sekreta r iat Katholischer Juristen". 

Untersucht wird im ersten Teil des Berichts, das Verhältnis von Milit ärgewalt und Menschen­
rechten , d.h . die Behandlung politischer Gefangener und die historische Entwicklung des Sy­
stems der Folterungen . In unserer Wiedergabe wird dabei auf die erste zeitliche Etappe des Be­
richts (1964- Ende 1968) zugunsten der nur unwesentlich gekUrzten zweiten Etappe ( 196a/ ••• ) 
verzichtet , da die Menschenrechtsverletzungen , Verhaftungen etc . des Zeitraums vor 196a ge ­
meinhin bekannt sind (vgl . AlB Nr . 4/1970) . 

Im zweiten Teil des Berichtes gilt das Hauptaugenmerk der Autoren den Gesetzeserlassen zur 
"Nationalen Sicherheit" , den "Notverordnungen" oder "Gehelmdekr eten" . Daran schl i eßt sich eine 
detaillierte Darstellung der brasilianischen Gerichtsbarkeit an : Der Handhabung "poli tischer 
Prozesse", polizeilicher "Vernehmungen" und des Charakters der gerichtlichen Institutionen 
(Milit~rtribunale) . 

In den abschließenden lO Schlußfolgerungen" werden die Ergebnisse der juristischen Betrach­
tungen den politischen und ökonomischen Machtverhältnissen Brasiliens zugeor dnet , sowie mit 
der sozialen Lage der werktätigen Massen konfrontiert . 

Analyse französischer .Juristen 

Menschen-und Bürger reChte in 
Brasilien 
I. Die Militärgewah und das Recht 

Die zweite Etoppe: 1968/ ... Die Zeit d er Gewa lt 

"Es gibt keine pol itischen Gefangenen in 
Brasilien" versicherten damals die Botschaf­
ten Brasiliens in den westlichen Ländern . Die 
Behörden behaupteten, es gäbe nur "Kriegsge­
fangene ". ( •.. ) 

Von 196a ab wurde die Folter zu einem 
Verhörs ys tem: 80S der Gefangenen wurden kör­
perlich , alle wurden psychisch gefoltert. 

Entwiddung des Foltenystems 

Wie viele andere Einrichtungen wurde auch 
die Foltermaschinerie ständig weiterentwickelt. 
Zuerst gab es nur die körperliche Folter . Die 
Gefangenen wurden fast immer vor den Augen 
ihrer Mitgefangenen gefoltert . Oft folterte 
man Verwandte vor den Augen des Angeklagten , 
um so s einen Widerstand zu brechen . Die Pei­
niger arbeiteten ohne Maske . 

Aber die Methode brachte Unannehmlichkeiten 
mit sich : Es gab Zeugen und die Toten konnten 
nicht als ' entflohen ' registriert werden . 
DarUber hinaus kannte das Opfer seinen Henker . 

I n der zweiten Phase ab Ende 1970 wurden 
Kapuzen eingefUhrt (sowohl fUr den Verhörten , 
al s auch fUr die , die das Verhör durchfUhr­
ten) und die Gefolterten waren mit ihren Pei­
nigern allein . Jetzt konnte man leichter von 
' Geflohenen ' sprechen (das war zum Beispiel 
der Fall bei dem ehemaligen Abgeordneten 
Rubens Paiva , der im Januar 1971 getötet wur­
de und dessen Körper nicht aufgefunden werden 
konnte) • 

In der d~itten Phase ab 1971 wurden tech­
nische Neuerungen eingefUhrt . Die Ublichen 
Foltermethoden sind bereits wiederholt be­
schrieben worden. 

Eine i" der vieleIl " a ll f der ~'lucht erschoc ­
senen" Gee ner der Mil i titrdiktatur' . 
Unae l' Foto zeigt ein Opfer dE'3 Todestichwa­
drona ( "Eac uadl"cn da Mor t e " - JL M. ) , ei lleI' 
der ge!'ürchtetsten Or g.mist>.tl onen des 1 ~ßa­
lis1er te n Te l'l'Or 6 . 
Die E . M. besteht zum G ro~ t cil aul' Po i ;io ten . 
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Die am häufigsten angewandten und zugleich 
' ausgefeiltesten ' Methoden sind : 

die ' Papageienschaukel ' 
Elektroschocks (besonders an den Genita­
lien, im Mund, in den Ohren und an der ZW1-
g. ) 

_ das Einführen von Gegenständen in die Geni­
talien und den After 
Ertränken 
die Injektion von 'Wahrheitsserum' 
nächtliche Scheinhinrichtungen in verlass e­
ner Gegend 
'Telefon' (SChläge mit der hohlen Hand auf 
die Ohren) 
Schläge auf alle Körperteile. 
In einigen Fällen wurden die Methoden der 

Folter noch perverser . Die Gefangenen berich­
teten , sie seien mit ausgehungerten Ratten 
zusammengesperrt worden. Andere wurden zu ei ­
nem Alligator gesperrt . Eine der jUngsten 
Neuerungen ist die 'Christuskrone ', ein Metall­
reif, der zusammengeschraubt wird und dadurch 
den Schädel zum Platzen bringt; Aurora Nasi­
mento ist auf diese We ise 1972 in Rio de 
Janeiro gestorben. 

Kirchliche Proteste in Brosilie n 

Die Anklagen und die Proteste gegen das 
Regime der Folter werden in der ganzen Welt 
immer zahlreicher. In Brasilien selbst wer­
den solche Proteste durch eine unerbittliche 
Zensur und durch die Angst vor Repressionen 
fast ganz verhindert . Dennoch haben sich eini ­
ge Mitglieder der Katholischen Kirche seit 
1967 gegen die Unterdrückung ausgesprochen . 
Ihre Zahl nahm ständig zu, und heute finden 
wir Veröffentlichungen von Dokumenten der 
C.N.B.B. (Nationale Brasilianische Bischofs­
konferenz), die Sich nicht mehr damit be­
gnUgt , die individuellen Freiheiten zu ver­
teidigen, sondern die die Politik der Regie­
rung angreift und ihr vorwirft , das Volk un­
ter einem "System der UnterdrUckung, des 
ElendS und der Ungerechtigkei t n zu halten. 

Die Zensur verhindert die Veröffentlichung 
dieser als "subversiv" geltenden Dokumente 
der C.N .B.B. in der Presse . Aber diese Doku­
mente erreichen uns dank interner Veröffent­
lichungen der Kirche und werden oft von der 
internationalen Presse aufgegriffen. Die Zen­
sur ist jedoch nicht immer allmächtig. Im 
Januar 1971 hat z.B. der Erzbischof von Sao 
Paulo, Monsignore Ams, in einem Hirtenbrief, 
der an alle Kirchen des Landes geschickt wur­
de, die Folterungen verurteilt , denen Pater 
Giulo Vicini und Frau Yara Spadoni a~sgesetzt 
waren, und hat alle Priester gebeten, diesen 
Brief in ihren Kirchen auszuhängen! 

11. Die repressive brasilionisdoe Gesetzge bung 

Die UnterdrUckung , die gegenwärtig in Br a­
silien herrscht , kann unter verschiedenen Ge­
sichtspunkten untersucht werden. Aber man 
muß s ich , um die Lage zu verstehen, auch ein 
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Bild von der rechtlichen Situation machen~ 
d .h. von den Gesetzen, auf die sich die Re­
gierung stUtzt , um vor den Augen der Weltöf­
fentlichkeit den Anschein der Legalität zu 
wahren. Man muß sowohl die Gesetzestexte ken­
nen , als auch die Prozeßordnung in Militär­
gerichtsfällenj die s e Prozeßordnung wird nie 
eingehalten, denn es gibt tausende von poli­
tischen Gefangenen, die mehr al s drei Jahre 
auf ihre Aburteilung warten. 

Pol i zei - TerrOr i n Sao Paulo 

Die Gesetze 

Gesetze zur ' Notionoien Sidoerheit ' 

Seit dem Staatsstreich vom 31 . März 1964 
f olgten einander vier Gesetze zur 'Nationalen 
Sicherheit ' : 

- das Gesetz 1820 , das bereits 1964 in Kraft 
war , 
die Verordnung 314 von 1967 , 

_ die Verordnung 510 vom März 1969, 
_ die Notverordnung 898 vom September 1969 . 

Eine kurze Betrachtung dieser vier Gesetze 
zeigt uns ihre zunehmende VerSChärfung . An­
dererseits zeigt eine Untersuchung der Unter­
drückung durch die Polizei da s gl eichzeitige 
Anwachsen beider Arten der Gewaltanwendung : 
der legalen und der Gewaltanwendung durch die 
Polizei. 

Das Gesetz 1820 ist eine einfache Aufli­
stung der Verbrechen gege= den Staat und der 
entsprechenden Strafen. ( •.. ) 
In der Verordnung 314 findet sich erstmals 



eine Definition dessen, was unter "nationaler 
Sicherheit" vers tanden werden muß: 

"Die Nationa le Sicherheit garantiert die 
Durchsetzung der nationalen Belange gegen je­
de Art von Widerstand, gleich , ob von innen 
ode r von außen ." 

Dieses Gesetz , das drei Jahre nach dem Staat s ­
stre i ch in Kraft trat , zeigt klar, daß die 
Regierung ein legales Mi ttel zur UnterdrUckung 
brauchte, das härter war, als das alte Gesetz , 
um ihre "Ziele". d.h. die verschiedenen Inter­
essen , die zum Staatsstreich ge fUhrt hatten , 
zu schUtzen . Das Einsetzen dieser Verschär­
fung steht in Beziehung zu den ersten Demon­
strationen von Studenten und zu den ersten 
gewerkschaftlichen Reorgani sierungs- und 
Streikversuchen . 

Auf diese Weise erweiterte sich das Spek­
trum der verbotenen Handlungen spUrbar : So 
wurden Pressevergehen , die bisher unter die 
öffentliche Rechtsprechung fielen, zu politi­
schen Verbrechen; gleichermaßen wurde der 
Streik , der im ganzen Land verboten ist, zu 
einem politischen Delikt . 

Die schwe rwiegends ten Aspekte dieses Ge­
setzes werden deutlich i n den Artikeln 1 und 
48 . 

Artikel 1 erklärt," jede wirkliche oder juri­
stische Person ist verantwortlich fUr die 
' Nationale Sicherheit''', und Artikel 48 s ieht 
vor , "daß jede Person , gegen die e:in politi­
scher Prozeß ge fUhrt wird , ihrer Ämter und 
Funktionen (im öffentlichen und im privaten 
Dienst) bis zum Zeitpunkt eines etwaigen Frei­
spruchs enthoben wird". 

Hier wird bereits vor dem Ur teilsspruch, 
wie auch immer er ausfallen mag, eine wirt­
schaftliche Strafe verhängt . 

"Spirale der Gewalt " 

Das einige Monate später in Kraft treten­
de Dekret 314 macht noch mehr von d~n Mög­
lichkeiten der Repression Gebrauch. So unter­
zeichnet am 13 . Dezember 1968 der Präsident 
der Republik , Marschall Costs e Silva , die 
Institutionelle Erklärung Nr . 5 . 
Einige Monate später, im März 1969, wurde die 
Verordnung 314 ganz umgestaltet , und die Ver­
ordnung 510 trat in Kraft , worin die Strafen 
verschärft und neue Vergehen, die bisher dem 
Zivilrecht unters tanden, in die bereits be­
s tehende Liste der politischen Straftaten auf­
genommen wurden; selbst der bewaffnete Raub­
Uberfall wurde darin zu e i nem politischen Ver­
gehen . 

Aber die Situation spitzt sich zu und in­
nerhalb dieser "Spirale der Gewalt" (wi e sie 
treffend von Monsignore Helder Camara defi ­
niert wurde) entstand im September des glei­
chen Jahres (1 969 ) das vierte Ge setz zur Na-

Poli tische Gefangene vor der "polizeili ­
chen Vernehmung" in Sao Paulo 

tionalen Sicherheit: die Notverordnung 898 , die 
noch heute in Kraft ist; diese Notverordnung 
verändert das Dekret 510 und fUhrt in Brasi­
l ien für politische Vergehen (nicht fUr ande­
re Straftaten) die Todesstrafe wieder ein , 
die im Jahre 1822 mit der Erlangung der na­
tionalen Unabhängigkeit abgeschafft worden 
war. ( . •• ) 

Gleichzeitig mit den Gesetzen zur 'Nationa­
len Sicherhei~wurden noch andere Gesetze, 
Verordnungen und institutione lle Erklärungen 
verkUndet . Sie sind zu zahlreich , als daß 
wir sie hier alle zitieren könnten . Eingehen 
müssen wir jedoch auf die Notverordnung 477 
fUr die Universitäten vom Januar 1970 . Durch 
diese Notverordnung werden den Direktoren der 
Fakultäten bedeutende polizeiliChe Befugnisse 
Ubertragen , die damit einen Professor bzw. 
einen Studenten wegen " subversiver" Aktivitä­
ten innerhalb oder außerhalb der Universität 
für 5 bzw . 3 Jahre von der Universität aus­
schl1eßen können - und d1es unabhäng1g von 
jeder polizei11chen UnterSUChung oder richter­
lichen MaßnaPJDe bzw. Verurteilung . Wir mUssen 
auch die Institutionelle Erklärung Nr . 13 
erwähnen , die die Verbannung einfUhrt (welche 
durch die Allgemeine Erklärung der Menschen­
rechte verboten i s t) und die Vero rdnung 
69 . 534 , die den Präsidenten zum Erlaß von 
"Verordnungen" ermächtigt. 

Verbannung 

Am 5 . September 1969 wurde die Institut1o­
nelle Erklärung Nr . 13 unterzeichnet , die die 
Verbannung gestattet . Hier der Text : 

"Artikel 1 : Die Exekutive kann, auf Vorschlag 
der Staats- und Justizminister , der Marine , 17 



der Armee und der Luftwaffe jeden Brasilianer , 
der sich als unerwünscht , stör end oder ge ­
f ährlic h f ür die Nationale Sicherheit erweist , 
des Landes verwe i sen ... 

Artike l 2 : Gegen a l le Maßnahmen , die in Zu­
sammenhang mit di eser Ver fügung und allen 
diese e r gänzenden Verfügungen stehen , wi r d 
ke in Recht sbeistand und keine Berufung ge­
s tattet . 

Artike l 3 : Diese i ns t i t utionell e Er klärung 
t ri tt mit dem heutigen Datum in Kraf t und er­
kl är t all e gegenteiligen Bestimmungen für 
nichtig . " ( • .. ) 

Geheime Verordnungen 

Die Ver ordnung 69 . 534 , am 2. November 1971 
von Präsident ~!edi ci unterzeichnet , ist von 
höchster Bedeutung . 

Di ese Verordnung sieht vor , 
"daß der Präsident befugt i st , geheime oder 
nur t e ilweise ve r öffentl icht e Erlasse zu ver­
kUnden , wenn sie in i r gendeiner Beziehung zur 
National en Siche r heit stehen . " 

Die Veror dnung 69 . 534 hielt sich an keine 
Norm der Verfassung : Sie wurde weder dem Kon­
greB vorgelegt noch im Amtsblatt veröffent­
licht , damit die Bevölkerung den Wortlaut 
zur Kenntnis nehmen kann . ( • . . ) 

ProzeBordnung bei politischen Prozessen 

Was das Verfahren betrifft , können wir drei 
Phasen unterscheiden : die "polizeilichen .Er­
mi ttlungen" , die "polizeiliche Vernehmung" 
und das "Verfahren vor Gericht" . 
Diese drei Etappen sind aufgeführt im neuen 
Kodex zur 'Prozeßordnung vor dem Militärge­

richt ', das seit 1 . Januar 1970 in Kraft 
ist .. . 
Hier (d . h . in der Einleitung zum ' Kodex der 
Militärge r ichtsbarkeit ' ) finden wir , viel­
leicht zum erstenmal in Brasilien , einen Ko­
dex , in dessen Vorwort gesagt wird , dieser 
Kodex sei erstellt worden, um den "Anforde­
rungen der politischen Ordnung" zu genügen . 

Die ~ porizeilichen Ermitllu ngun ~ 

Im neuen Kodex der Militärgerichtsbarkeit 
wi r d erstmals der Begriff "polizeiliche Er­
mittlungen" erwähnt. Während dieser Zeit 
bl eibt der Verhaftete in Räumlichkeiten der 
Armee ode r der Polizei, die für "Vernehmungen" 
reserviert sind . ( .. . ) 

Oie politeHimen Vernuhmungfll'_ die Unleuuchungshoft 

( . . . ) Die zweite Phase ist die Vernehmung 
durch die Polizei , die " I.P . M. " (Inquerite 
Policial milit ar ) - die erste offi zielle Un­
tersuchung des Falls . 
Ist die Phase der "pc.l izeilichen Untersuchung" 
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abgeschlossen , und hat der Gefangene "gestan­
den" oder die Taten , deren er angeschuldigt 
wurde , zugegeben , dann verläßt er dieses 
Vernehmungs zentrum und kommt jetzt in das 
D. E.O. ?S . (Abteilung für politische und 
soziale Ordnung) , d . h . in das "Sonderkommissa­
riat" fUr politische Ermittlungsverfahren , das 
wie alle anderen Kommissariate dem Minister 
fUr Staatssicherheit des Landes unterstellt 
ist , in dem er sich befindet. (Wir haben also 
22 D. E.O.P . S . , die den 22 Staaten der Födera­
tion entsprechen) . 

Angesichts der Tatsache , daß kein Verhör 

an die Öffentlichkeit kommt, welches die An­
geklagten nicht unterschrieben haben , ist es 
schwierig für den Minister fUr Staatssicher­
heit zu leugnen , daß die Gefangenen , die sich 
wei~e~ten , ihre Verhöre zu unterschreiben , 
wieder von neuem gefoltert werden . ( .. . ) 

Wenn wi r die in den Artikeln 18 (Dauer der 
"Vernehmungen" durch die Polizei) und 20 
(Dauer der Ermittlungen) angegebene Zeit zu­
sammenrechnen , dann bleibt der Gefangene min­
destens 70 Tage in polizeilichem Gewahrsam, 
ohne jeglichen Kontakt zur Außenwelt . Wir 
mUsaen aber wiederholen , daß diese Zeiten nie 
eingehalten werden. 

Gerichtsverfa hren 

Damit ist das Verfahren vor dem Richter , 
oder hesser , vor dem Militärtrihunal gemeint. 
Das Land ist aufgeteilt in 11 Militärgerichts­
bezirke , und in jedem Bezirk gibt es minde­
stens 2 ' auditorias militares ', Militärge ­
richte . In Rio de Janeiro gibt es 4 Militär­
gerichte der Armee : 2 der Luftwaffe und 2 
der Marine. In Sao Paulo gibt es 2 Gerichte 
der Armee und 1 Gericht der Luftwaffe . Somit 
haben wir , Uber das ganze Land verteilt, mehr 
als 20 Gerichte, die sich die Arbeit teilen 
und vor denen, seit 1968 , pro Jahr zwischen 
70 und 100 politische Prozesse gefUhrt wer­
den. Prozesse mit nur einem Angeklagten sind 
ebenso selten wie Prozesse , die weni ger als 
2 Jahre dauern . 

Das Militärtribunal setzt sich aus 5 Rich­
tern zusammen : 4 Militärrichter (höhere Offi­
ziere) und 1 ziviler Berufsrichter .. . 

Das Appellationsgericht - das höchste Mili ­
tärgericht - s etzt sich zusammen aus fUnf zi­
vilen Justizbeamten und zehn Militärs mit dem 
Rang eines Generals , die die drei Waffengat­
tungen vertreten . Alle dUrfen den Titel 
' Minister ' fUhren . . . 

Die Unregelmäßigkeiten bestehen nicht nur 
darin , daß die gesetzlich vorgeschriebene 
Dauer der Verfahren nicht eingehalten wird . 
In den meisten Fällen üben der zivile und 



die militärischen Richter gewaltsam Druck auf 
die Belas tungszeugen aus . Nicht selten sind 
die Belastungszeugen Polizei beamte - oft die 
gleichen , die die Angeklagten gefoltert ha­
ben - die dann vor Gericht erklären , der An­
geklagte habe freiwillig und ohne "Beeinflus­
sung " sein Verhör unterschrieben . . . 

ElenoiHlu &.rtiere 8.111 Rande Rio de .Janeiros 

111. Schlußfolgerungen 

Wir haben gesehen , daß die Intervention 
der Armee im politischen Leben Brasiliens 
seit dem 19 . Jahrhundert nichts Unbekanntes 
i st . Mehrere Male haben die Militärs für oder 
gegen eine Regierung interveniert , aber 1964 
haben sie sich erstmals an die Stelle von 
Parteien und Politikern gesetzt und beschlos­
sen , selbst direkt die Macht auszuUben . Es 
gibt in Brasilien vielleicht keinen "Dikta­
tor" , was die persönliche Macht, die dieser 
Begriff beinhaltet , angeht , aber es gibt eine 
"Diktatur" des Militärregimes, das dem Volk 
und der Nation seinen Willen aufzwingt . 

Wir haben auch gesehen , daß dieses Regime 
mit Hilfe des Imperialismus die Macht ergrei­
fen konnte , um so die Interessen der Groß­
grundbes itzer und der mit den ausländischen 
Monopolen verbundenen Bourgeoisie zu vertei­
digen . Nachdem die Regierung zuerst ihre Po-

litik mit den Geboten der "Nationalen Sicher­
heit" erklärte , versucht sie sich heute durch 
ein rapides Wirtschaftswachstum zu rechtfer­
tigen, das sie selbst als "Wirtschaftswunder" 
bezeichnet . 

Doch es hat sich erwiesen , daß dieses Wun­
der im wesentlichen niemandem Vorteile ge­
bracht hat, außer dem Auslandskapital . Die 
Lebenslage des Volkes hat sich nicht verbes ­
sert , im Gegenteil . Das hochgelobte "Wachs_ 
tum" wurde nicht von einer diesbezUglichen 
"Entwicklung" begleitet. Die Auslandsschulden 
des Landes belaufen sich auf fast 10 Mrd 

Dollar , von denen fast die Hälfte (43%) binnen 
kurzer Zeit zurUckgezahlt werden muß , was 
Brasilien in eine wachsende Abhängigkeit 
bringt . 

Die Zeitscru:ift ' Veja ' (deren Er scheinen 
zugelassen i s t) veröffentlichte in der Nr . 
196 vom 7.6 . 1972 die offiziellen Angaben 
Uber das Durchs chnitts einkommen und die Ver­
teilung des Nationaleinkommens : 

- Die Löhne rangieren unter den niedrigsten 
der Welt : 10 Millionen Arbeiter von ins­
gesamt 30 Millionen Werktätigen bekommen 
weniger als 10 cruzeiros den Monat (das ent­
spricht ungefähr 75 Francs) , und mehr als 8 
Millionen Arbeiter bekommen zwischen 100 

und 200 cruzeiros (Zahlen vom September 
1970 ) . Gleichzeitig beträgt der gesetzlich 
fixierte Mindestlohn mehr als 200 cruzeiros , 
d .h. mehr als die Hälfte der Lö~e liegen 
unter dem gesetzlichen Mindestlohn . 
Die Kaufkraft der Arbeiter ist gesunken , 
obwohl die Frauen- und Kinderarbeit zuge­
nommen hat . Vor 10 Jahren vereinigten noch 
40% der Bev~lkerung die Hälfte des National­
einkommens auf sich , heute sind es 10%. 

- Das DlEESE (Institut fUr Statistik und so­
zioökonomische StUdien) stellt fest, daß 
eine Arbeiterfamilie in Sao Paulo einen Mi­
nimallohn von etwa 760 cruzeiros benötigen 
wUrde (das sind 3 mal soviel wie der gegen­
wärtige gesetzliche Minimallohn ) . 

- Die Reichen sind noch r eicher geworden , die 
Armen wurden noch ärmer . 

- Wenn die Menschenrechte verletzt werden, 
muß man untersuchen , wer an dem Verbrechen 
profi t1ert. 

(Deut sche Ubersetzung nach : Hekt ographiertes 
Material des "Europäiechen Kolloquiums Uber 
Brasilien", Paris , 12 . /13.1 . 1974) 

••••••••••••••••••••••••••••• 
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R epublik Südafr ika 
Am 2' . Januar 1974 hatte das Antl1m~eriallstlsche Informationsbulletln eine Delegation der SUdaf­
rlkanlschen Kommunistischen Partei lSACP) zu Gast : er . Youssu! Mohammed Dadoo , Vorsitzender der 
SACP. und Mi chael Hermel , Mitglied des Zentralkomitees , MitbegrUnder und Redakteur des "Afriean 
COllllDWllst" und Vertreter der SACP bei "Probleme des Friedens und de s Sozialismus" . dem interna­
tionalen Organ de r kommunisti schen und Arbeiterparteien . 

er . Dadoo wurde 1973 zum Nachfolger des verstorbenen J.B .Mar ks gewählt . In den langen Jahren 
seiner pol itischen Arbeit - er war u . a . Ml tbegrUnder des Transveal Indian Congress , 1948 Präsi ­
dent des South African I ndian Congr ess , Präsldlumsmltglied des Weltfrledens rats und 1st s elt lan­
gem Mi tglied des ZK seiner Partei - erwarb er Sich Achtung und Popularität bei den unterdrUckten 
afr ikanischen Massen , deren Freiheits- und Kampflieder oft seinen Namen nennen . Aber er zog sich 
damit auch den unversöhnlichen Haß des Apartheidregimes zu, das ihn verfolgte und mehr fach ein­
kerkerte . 

Im folgenden geben wir den ersten Teil des Interviews wieder . das uns Genosse Oadoo gab . Er 
entlarvt hier insbesondere die in den imperiali s tischen Ländern s ich verstärkende Propaganda ei­
ner "Liberalisierung SUdafrikas durch Investitionen" als gezielte LUgen und Täuschungsmanöver. 
Er beschreibt dagegen die elende Lage der arbeitenden Massen , ihre Rechtlosigkeit aber auch ih­
ren Kampfgeist . 

Den zweiten Teil des Interviews veröffentlichen wir in Nr. 3/1974. In ihm beantwortet Genos­
se Dadoo Fragen zur Entwicklung der sUdafr ikanischen Befreiungsbewegung seit den 60er Jahren , 
zur Rolle und Zielsetzung der Kommunistischen Partei SUdafri kas (SACP) , zur Marionettenverwal­
tung der sogenannten Bantustans und die Frage , welchen Beitrag die we s tdeutsche Solidaritäsbe­
wegung zum Kampf des Volk es von SUdafrika tUr Freiheit und Unabhängigkeit leisten kann . 

AlB-Interview mit Dr.V. M. DadooJ 

Vorsitzender der Süd afrikanischen 
Kommunistischen Partei [TEIL11 
kkB8e : In den bUrgerlichen Massenmedien der 

wird die politische und gesellschaftliche 
Situation Ihres Landes im allgemeinen so dar­
ge stellt , als ob Rassismus und Unte r drUckung 
in SUdsfrika zunehmend abgebaut wUrden . Hat 
sich sn der völligen politischen Rechtlosig­
keit und UnterdrUckung der schwarzen Bevölke­
rung und an ihrer extremen AUSbeutung etwas 
geändert? 
Antwort : Zur Lage der schwarzen Bevölkerung 
in SUdafrika ist zu sagen, deß es sich um die 
nackteste und brutalste Form von Ras senunter­
drUckung handelt , die heute in der Welt an­
zutr ef fen ist . 

Aufgrund von Rassenzugehörigke i t und Haut­
fa r be werden der schwarzen BeVölkerung unse­
res Landes sämtliche politischen . ökonomischen 
und kulturellen Rechte vorenthalten . Diese 
UnterdrUckung besteht nach wie vor , weil die 
schwarze Bevölkerung in ein Reservoir billi ­
ger Arbeitskrärte verwandelt wurde , das ganz 
nach Wunsch der weißen faschistischen Regie ­
rung im I nteresse der Monopole und Kapitali ­
sten unseres Landes eingesetzt werden kann . 
Was auch immer in den letzten paar Jahren ge­
schehen ist - hieran hat sich nichts geän­
dert . Im Gegent eil , die Lage der schwarzen 
Bevölkerung ist schlechter denn je zuvor . Ge­
rade infolge de r Krise des Kapitalismus, auf­
grund der I nflati on usw . hat sich das reale 
Einkommen der Bevölkerung und besonders das 
der Schwar zen verringert . Und 8ufgrund der 
"cheap- lsbour- Poli tik". der Ausbeutung billi­
ger Arbeit skrä f te also , hat sich di e Lage 
nicht verbesser t . Sie ist in Wahrheit schl eCh­
ter gewor den . 

~a!k : I nner halb der herrschenden Klasse SUd­
aras zeichnen sich offensichtlich Meinungs­
verschiedenhei ten Uber den weiteren politi ­
schen Weg des Rassistenregimes ab . Welche 
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Die Delegation der $ACP zu Gast tleiw AlB , 
v . Ln . r . : M. Ha.rme l , L M. Dadoo und 
J . Goldber g , Refe r en t beim Parteivor s t and 
der DKP . 

Folgen haben solche politisch- taktischen Dif­
ferenzen innerhalb der herrschenden Klasse 
fUr die sUdafrikanische Arbeiter- und Befrei­
ungsbewegung? 

Antwort : Zur Frage , ob es einen Gesinnungs­
wandel in der wei ßen r ass i sti schen Regierung 
gegeben hat : NatUrlich sind Gegensätze aufge­
treten , und diese kommen nun zum Vorschein . 
Und es sind etliche neue Uberlegungen in der 
weißen rassi sti schen Regierung angestellt 
worden , ~esgleichen unter den Kapitalisten 
und in der weißen BeVölkerung insgesamt . Nur , 
es geht dabei nicht darum , ob der schwarzen 
Bevijlkerung etwa irgendwelche politischen 
Rechte einger äumt oder ihre Lage grundlegend 
verbesser t werden soll . Die Frage ist die , 
auf welche Art und Weis e die Vorrangstellung 
der Weißen, ihre Herrschaft Uber die schwarze 
Bevijlkerung , sm besten aufrechterhalten wer­
den kann . 



Die Politik der gegenwärtigen Regierung , 
der extremsten rassistischen und faschisti ­
schen Regierung unsere s Landes , hat einen 
tiefen Groll hervorgebracht , und - trotz aller 
UnterdrUckung des Volkes, trotz der Entfesse­
lung von Terror und brutaler Gewalt gegen 
die Menschen - gibt es seit einiger Zeit , et­
wa seit einem Jahr, ein gewaltiges Anwachsen 
des Widerstande s und der Opposition in der 
schwarzen Bevölkerung . Sie wagt sich mutig 
hervor trotz der Konsequenzen, die jeder Wi­
derstand gegen diese Politik hat. Und dies 
hat unter den Weißen Uberlegungen darüber aus­
gelöst, wie sich dieser neue, revolutionäre 
Aufruhr in der schwarzen Bevölkerung am be­
sten in Schach halten ließe, der womöglich 
eines Tages zum Sturz der weißen Vorherrschaft 
fUhren könnte . Und nur Uber dieser Prage hat 
es Differenzen gegeben . Nicht etwa darUber, 
ob den Schwarzen bessere Verhältnisse und ein 
besseres Leben zugestanden werden sollten , 
sondern allein dartiber , wie man diese neue , 
revolutionäre Bewegung am besten in den Griff 
bekommen und die weiße Vorherrschaft tiber das 
Volk aufrechterhalten kann. 

prhge : Nach den großen Streikbewegungen der 
sc warzen Arbeiterklasse zu Beginn des vori ­
gen Jahres hat sich die politische öffent­
lichkeit der BRD stärker - wenn auch nicht 
grUndlich - mit der Lage der schwarzen Arbei ­
terklasse beSChäftigt. Hat sich die ökonomi ­
sche Lage der Arbeiter - wie in der bUrgerli­
chen Presse im allgemeinen behauptet wird -
verbessert? Können schwarze Arbeiter nach der 
Verabschiedung des neuen Bantu Labour (Settle­
ment of Disputes) Amendment Act aus dem Jah­
re 1973 legal streiken und Gewerkschaften 
grUnden? 

Antwort : Die großen Massenstreiks der schwar­
zen Arbeiter in der jUngsten Zeit , durch die 
es in gewissem Umfang gelang , die Unternehmer 
und Bosse zu einer leichten Erhöhung der Löh­
ne der schwarzen Arbeiter zu zwingen , bedeu­
ten in keiner Weise, daß sich die ökonomische 
Lage der schwarzen Arbeiter verbessert hätte , 
wie allgemein in der bUrgerlichen Presse un­
seres Landes , der kapitalistischen Länder, in 
der ganzen Welt behauptet wird . 

Vielmehr hat diese geringe Lohnerhöhung 
keinerlei Verbesserungen der Lage der schwar­
zen Arbeiterklasse gebracht, da die hohen In­
flationsraten und Preissteigerungen diese 
Lohnerhöhungen aufgehoben haben; insofern ver­
besserte sich ihre Lage keineswegs, gleich 
welch noch so geringe Lohnsteigerungen sie er­
zielen konnten . Es herrscht immer noch Hunger , 
und die Hungersnot nimmt zu . Es gibt eine 
"poverty datum line" 1) , wie es einige weiße 
Soziologen unseres Landes nannten , die die 
Lage der schwarzen Arbeiter untersucht haben; 
mit anderen Worten : Ein Mindesteinkommen , das 
den äußerst bescheidenen essentiellen Bedürf-

nissen einer afrikanischen Arbeiterfamilie , 
bestehend aus dem Mann, der Frau und zwei oder 
drei Kindern , entsprechen wUrde; das heißt , 
genug ,um sie mit dem Lebensnotwendigsten zu 
versorgen wie Lebensmittel , Fahrtkosten zur 
Arbeitsstelle , Miete . Dabei ist noch nicht 
berUcksichtigt , was fUr die Ausbildung der 
Kinder erforderlich ist , fUr irgendwelche kul­
turellen AnsprUche der Pamilie selbst . Die 
Wirklichkeit sieht nun so aus , daß auch mit 
diesen äußerst geringen Lohnsteigerungen , die 
die schwarzen Arbeiter durch ihre heldenhaften 
Massenstreiks in einigen Industriezweigen er­
zielen konnten , das Einkommen immer noch weit 
unter dem Erforderlichen , gemessen an der 
"poverty datum line" , liegt . Anders ausge­
drUckt : Nach wie vor sind sie dem Verhungern 
nahe ; das Einkommen reicht nicht aus fUr die 
nackten, lebensnotwendigen BedUrfnisse einer 
afrikanischen familte . Das ist die gegenwärti ­
ge Situation . 

Nun. haben die Arbeite r trotzdem etwas ge­
wonnen? 
Der Gewinn liegt darin, daß die schwarzen Ar­
beiter zum ersten Mal nach vielen l angen Jah­
ren durc h ihr Zusammenhalten gelernt haben , 
daß sie eine Waffe in der Hand haben , die 
Waffe des Str eiks , mit der sich etwas errei ­
chen läßt , die eingesetzt werden kann , um 
ihre Lage zu verändern . Dies 1st eine Erfah­
rung , die ihnen zustatten kommen wird , denn : 
Jedweder Streik fUr die Verbesserung der wirt­
schaftlichen Lage, fUr höhere Löhne usw., der 
in SUdafrika gefUhrt wird , ist zugleich eine 
Konfrontation mit der weißen Minderheitsr e­
gierung , ist eine Konfrontation mi t der wei­
ßen Macht im Lande . Die schwarzen Arbeiter 
haben Erfahrungen gesammel t und s ie werden 
diese Erfahrungen in den kommenden Jahren 
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sehr nutzbringend , sinnvoll und ~i e lbewußt 

anwenden , um die Befr eiung de r afr ikanischen 
Bevölkerung zu err i ngen . 

Wa s nun die Or gani sa t ionen de r schwarzen 
Arbeit e r , die Gewerkschaften , betriff t : Die 
schwarzen Arbeiter dUrfen Gewer ks chaften bil­
den, jedoch s i nd diese nicht gesetZliCh an­
erkannt. Sie können durch ihr e Gewer kschaften 
nicht rechtmäß i g mit den Unt ernehmern und 
Bossen Uber Lohnerhöhungen ode r Ver besserun­
gen de r Arbei t sbedingungen verhandeln . Was 
a l so dies e Gewer kschaften bet r i f ft , so i s t ih­
r e Aufgabe zunächs t einmal , die Einhe i t de r 
schwarzen Arbeiter im Kampf um ihre Rechte 
he rzustell en . Uberdies , so wie di e rechtl i c he 
Lage derz e it ist , s ind alle Stre iks , Sind 
s ämtl iche Str eikS afrikani scher Arbeit e r ille­
gal - absolut illegal , und j eder der s t r eikt 
bzw. schwa r ze Ar beite r zum St r eik "anstiftet" , 
läuft Gefahr , verhaftet und nach dem Gesetz 
vor Gericht ges tellt zu we r den . 

Um die ser neuen Aufwallung r evolutionä r er 
Bewegungen der schwa rzen Arbei te r begegnen zu 
können , hat die we i ße fa schi s t ische Regi erung 
ein neue s Gesetz im Parlament verabschiede t , 
die sogenannte "Bantu Labour Amendment Ac t ,, 2 ) 

von 1973 , und die s es Ge s et z soll den afr ika ­
nischen Arbeitern da s Streikr echt geben . Abe r 
wenn man die ses Gesetz genauer untersucht , 
s tellt man fe s t , daß - obwohl gesagt wi r d , 
d!e af rikanischen Ar beiter könnten kUnftig 
l egal s treiken - es de n afr i kani schen Arbei-

ter auf grund von BeSChränkungen nur in sehr 
wenigen Ausnahme f äll en ~öglic h sein wird zu 
stre iken . Mit ande r en Wor te n : Dieses Gesetz 
ist ein Betrug , ist eine Illusion , um bei den 
afr i kanischen Ar beitern de n Eindruck zu e r ­
wecken , daß sie von jetzt an st r eiker. und ge­
werk schaft liche Kommissionen oder Komi tees in 
den Betrieben bilden dUrf en . Aber jegl iche 
Fo r oie rung solche r Ar beite r komitees in den 
verschiedenen Indust ri ezweigen ode r Pr oduk­
tionssch· ... e rpunkten bedeutet , dnß diese Komj ­
tees un t er de r Kontrol le der Behör de n ode r 
de r Unte rn ehmer stehen; und s i e wer den njcht 
in de r Lage sein , besse r e Bedingungen au~zu­
ha ndeln , denn wenn sie dazu Uber gehen , we rd en 
di e Bosse , Unternehmer und Behör den bestim­
men , wi e wei t diese Komi tees gehen könne n . 
Diese Komitees , wie s i e jetzt geplant si nd , 
si nd also nichts wei te r al~ ein Anhängsel 
der sUda f rikanischen Arbeitsgesetze zur Durch­
fÜhrung der "cheap- labour- Pol iti k" der Apa r t ­
he i d- Regie r ung . 

frage : Welche Ro l le spielt die Politik der 
mpe r ialistischen Staaten , unte r ihnen die 

der aRD , bei der Aufrechterhaltung des Rassi ­
stenregimes? 
An t wort : Die Rolle de r impe r ial ist ischen 
Lände r . ei nschließlich de r BRD und auch Ja ­
pans , bei der Unte r stüt zung der r assi stischen 
Regimes i s t ei ndeutig . Diese Länder haben ge­
waltige Kapitalsu~men in Südafr ika i nvestiert , 
au s denen sie außerordentlich hohe Pr of ite 
zi ehen - Prof i t e zwischen 20 und 30 Prozent , 

'~h •• """ loft .. ..... 11., 
no _ft ."'. "'. "'ob'-ft v., ..... "-- _. _ 
,......,,, . . ... .a.,ft _ .... " Oft· ,._ .0'01 ...... .. 
Ci.,.., .... ", ....., ... 
S"",o";.o ,und JOo eiD· 

lo~ ....... ' ;;"9' 
Ni" .. _ . und.";'" " , ... ~ _ lnI_~_ d .. 

UD.DeIe!tO\! ... ...,I 010, 
UNO·Yo" .. , __ 

... , ""' "b .. i ......... , d.' 
• • •• Iu' :.ft "!IOft d ie 

"1>O" ... ,eI, d ie • . Q . do . 
_ ... _ .... Siid<or.i' . 

" 

BRD 
SODAFRIKA 

22 



Profite, di e s l e nirgendwo anders erzielen 
können; Profite , die mit dem Schweiß und dem 
Blut der afrikanischen Arbeiter zus tandegekom­
men s ind , durch die "cheap- Iabour-Politik" in 
unse rem Land . Und de shalb unters tützen sie na­
türl ich das r ass i s ti sche Regime . 

Aber es geht um noch mehr : SUdafrika ist 
heute das Bollwerk des Imperi a l ismus auf dem 
afrikanischen Kontinent . Ein Bollwerk des Im­
perialismus , nicht nur für seine Profite , son­
dern auch um die weiße Herrschaft im südlichen 
Afrika aufrechtzuerhalten, di e portugiesi ­
schen Kolonialis ten und die illegale Regie­
rung I an Smith in Zimbabwe (Rhode s ien) zu un­
ters tUtzen. Zugleich ist Südafrika eine Be­
drohung für das gesamte Afrika , IUr alle unabhän­
gigen Staaten durch jene neuen Methoden des 
Neokolonialismus , mit deren Hilfe die imperia­
listi schen Länder Höchstprofite a~s den Bo­
denschätzen und den Arbeitskräften in den un­
abhängigen Staaten erzielen wollen . Der west­
deutsche Imperi a lismus unters tützt die s in 
ers ter Linie durch seine ungeheuren Investi ­
tionen in SUdafrika. die sich in den letzten 
fUnf J ahren verdoppelt haben. 

Es gibt j e t zt ~ a. . 50) bedeutende Firnen und 
Monopolkonzerne Wes tdeutschlanda , die Tochter­
ge sellschaften in SUdafrika haben. Zur Zeit 
s teht Westdeut schland an dritter Stelle der 
Au s landsinves titionen in SUdafrika hinter Eng­
l and und den USA. Dies e Inves titionen belau­
fen Sich derzeit auf 471 Mi o .Rand . 

Andere Arten der Unterstützung des Apart­
heid - Regimes durch die BRD sind die enge Ko­
operation mit den Waffenfabrikanten in Südaf­
rika . so bei der Anreiche r ung von Uran oder 
der Entwicklung neuer Waffen systeme , schließ­
lich die allgemeine Unterstützung SUdafrikas 
in den Vereinten Nationen und anderswo; dies 
läßt Sich z . B. an der UnterstUtzung des süd­
afrikanischen Regimes dur ch "enge Freunde" , 
durch Strauß , MHller und Schiller, bei der Auf­
rechterhaltung der guten Beziehungen zwischen 
der BRD und Südafrika zeigen . 

Was die Aktivitäten der BRD Monopole , die 
Unters tützung der südafrikani schen Regierung 
durch die BRD betrifft , so zeigt diese Unter­
s tUtzung , daß die BRD zusammen mit England , 
den USA , Frankreich , Japan und anderen Staa­
ten mit dazu beiträgt , die EntSChließungen 
der Vereinten Nationen zum Boykott SUdafrikas 
zu unterlaufen; daß die Aktivitäten der Mono­
pole und der Regierung Westdeutschlands das 
Apartheid Regime direkt unterstützen ; und 
zwar , um dessen Macht aufrechtzuerhalten , da ­
mit die südafrikanische Regierung mit der Un­
terdrückung der schwarzen arbeitenden Bevöl­
kerung fortfahren kann , mit der Verweigerung 

des Wahlrechts , der Leugnung der Menschen­
rechte , da~it die faschisti sche UnterdrUckung 
des schwarzen Volkes weiterhin gewährleistet 
i s t . 

Frtg~ : Uns interessiert insbesondere Ihre Be­
ur e11ung der Rolle der lnves titionstätigkeit 
der BRD- Monopole in der RSA . Diese zunehmenden 
Investitionen von westdeutschen Monopolen 
werden im allgemeinen selbs t von liberalen 
und 30zialdemokratischen Gegnern des Apart­
heidregimes damit gereChtfertigt , daß sie zur 
Verbesserung der sozialen Lebensbedingungen 
der schwarzen Bevölkerung und indi r ekt zum Ab­
bau von Ra ss i s mu s und UnterdrUckung beitra­
gen. Können Auslandsinvestitionen tatSächlich 
eine solche Funktion haben? 

Antwort : Zu dieser Frage ist mit aller Klar­
heit fe s tzus tellen , daß ausländische Investi ­
tionen in SUdafrika in keiner Weise der 
schwarzen Bevölke rung unseres Landes helfen! 
Jede r Pfennig , de r in SUdafr i ka investiert 
wird , hilft , die weiße Minderheitsregi erung 
zu stärken , trägt zur weiteren UnterdrUckung 
der schwarzen Arbeite r in SUdafrika be i , 
hilft , die ernorme Ausbeutung der schwarzen 
Arbeiter fortzusetzen ! 
Trotz zahlreicher Behauptungen von Vertret ern 
der ausländi schen Investoren , trot z de r Äuße­
rungen einiger Häuptlinge der Bantustans _ 
Häuptlinge , die durch die sUdaf rikanische Re ­
gierung ernannt worden Sind - trotz allem , was 
sie auch sagen mögen , wenn sie ins westl iche Aus ­
land rei s en , um fü r Investitionen zu wer ben, 
sagen wir im Namen der schwarzen Bevölkerung , 
wie es auch schon durch die wirklichen Ve rtre­
ter der schwarzen Bevölkerung , den African 
National Congress von SUdaf ri ka gesagt wor den 
ist , daß jeder Pfenn ig , der von ausl ändiachen 
Gesellschaften in SUdaf rika invest iert wi r d , 
keinerlei Hilfe für die schwar ze Bevölkerung 
darstel lt . Das schreckliche Leiden der schwar­
zen Bevölkerung in den vergangenen hunder t 
Jahren , die sklavischen Bedingungen, unter de ­
nen sie leben , sind das Ergebnis der Investi­
tionen ausländische r Gesellschaften und mul ti ­
nationaler Konzerne in SUdafrika , die dor t in 
den letzten hundert Jahren Höchstpr ofi te er­
zielten . Diese Auslandsinvestitionen haben 
der schwarzen Bevölkerung nicht geholfen ; sie 
haben lediglich zur Ausbeutung , zur Aufr echt­
erhaltung der sklavischen Lebensbedingungen 
des schwarzen Volkes beigetragen . 

Pra ge : Die britische Zeitung "Guardian" hat 
1m vorigen Jahr Uber die fUrchterlichen Le­
bensbedingungen der schwarzen Arbeiter in 
britischen Niederlassungen in SUdaf rika be­
richtet . Wie Sieht nach Ihren I nformationen 
die ökonomische und sozisie Lage schwarzer 
Arbeiter in sUdafrikanlschen Niede r lassungen 
von BRD- Konzernen aus? 

Antwort : Was in letzter Zeit übe r die Ar beits­
bedingungen der schwarzen Ar bei te r i n den 
britischen Niederlassungen aufgedeckt wurde , 
trifft auch auf die schwarzen Arbeiter zu , 
die in den südafrikanischen Tochtergesell-
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schaften westdeutscher Firmen arbeiten. In 
keiner Weise haben die schwarzen Arbeiter ir­
gendeinen Vorteil in diesen we stdeutschen 
Firmen . Sie werden auf dieselbe Ubelste Wei se 
wie durch die britischen , die japanischen Fir­
men etc . ausgebeutet . 

Anmerkungen der Redaktion : 
1) Die "poverty datum line" ist nach der sUd­

afrikanischen Sozial statistik das absolu­
te Existenzminimum, das zum Unterhalt einer 
afrikanischen Familie durchschnittlicher 
Grtiße - in der Regel eine Familie von fUn! 
Personen - notwendig i s t . In dieser stati­
stischen Größe s ind keinerlei Ausgaben fUr 
Medikamente , Erziehung , hygienische und 
kulturelle BedUr!nisse etc . enthalten. 

" SCHWAR ZES SELBSTBEWUSSTSEIN " -
24 

2) Die "Bantu Labour Amendment Act" stellt 
eine Er gänzung zum "Bantu Labour .flet" vom 
April 1973 dar , die versucht , die i~er 
stärker werdenden Forderungen der schwarzen 
Arbeiterklasse nach legalen Interessenver­
tretungen , Gewerkschaften also , dadurch zu 
kanalisieren , daß sie auf Unternehmens-
und Abteilungsebene sogenannte "works 
committees " vorsieht . Die Funktion solcher 
BetriebsausschUsse i st jedoch ausschließ­
lich auf eine beratende Rolle bei der Bei­
legung von Arb'.itsstreit1gkeiten beschränkt . 
Die in der Gpsetzese r gänzung fo~al vorge­
sehene "Streikklausel" bietet jedoch 
schwarzen Arbeitern erst dann die MBglich­
keit zu " streiken", wenn ein langer In­
stanzenweg der BeschwerdefUhrung ausge­
schöpft ist . Dieser vor geschriebene ln­
stanzenweg hat daher die Funktion , sich 
abzeichnende Arbeitskämpfe durch bUrokr a­
tische Gängelung zu ers ticken . 

( Quelle Sechaba , Organ des ANC ) 



Südliches Afrika 
Erklärung des ASK 

die Solidarität mit 
südlichen Afrika 

Verstärkt 
Völkern des 

den 
I 
• 

Entgegen allen entsprechenden BeschlUssen 
der Vollversammlung der Vereinten Nationen 
verstärkt sich in wachsendem Maße die Ausbeu­
tung und UnterdrUckung der V51ker des 5Ud11-
chen Afrikas. 

Die Sabotage aller UNO-, Antiapartheids­
und BoykottbeschlUsse durch die Monopole der 
USA , der ERD , Großbritanniens und anderer 
Staaten , die Intensivierung der Zusammenarbeit 
zwischen der NATO und dem Rassisten- Regime 
Südafrikas , die fortwährende Unterstützung 
des Vorster-Regimes und der Kolonialmacht Por­
tugal läßt Südafrika , Zimbabwe (RhodeSlen) 
und Portugal zu einem Bollwerk des Imperia­
lismus gegen die unabhängigen afrikanischen 
Staaten und die nationalen Befreiungsbewegun­
gen im südlichen Afrika werden. 

Dieser Block wird in seiner ökonomischen 
und militärischen Potenz durch die umfangrei­
chen Investitionen westdeutscher Konzerne er­
heblich gestärkt . Auch die politischen und 
Wirtschaftsbeziehungen der Bundesrepublik mit 
diesen Staaten nehmen gerade in letzter Zeit 
ständig zu; begleitet wird diese Entwicklung 
durch eine zunehmend stärker werdende Apart­
heid-Propaganda in den Massenmedien der Bun­
desrepublik. 

Zu Recht wird dies von den nationalen Be­
freiungsbewegungen als UnterstUtzung von Ras­
sismus und Kolonialismus verurteilt. 

+ + + 
Gegen die Völker von ANGOLA, GUINEA-BISSAO 

und MOZAMBIQUE führt Portugal einen verbreche­
r ischen Kolonialkrieg. Dieser wird von der 
Bundesregierung nicht nur im Rahmen der NATO, 
sondern auch durch direkte Waffenlieferungen 
militärisch unterstUtzt . Durch Kredite an die 
Regierung Portugals und Bürgschaften f Ur 
westdeutsche Konzerne, die in den Kolonial­
gebieten investieren, stärkt sie Portugals 
ökonomisches Potential und verlängert damit 
den Kolonialkrieg . Die wiederholte Verurtei­
lung des portugiesischen Kolonialkr ieges durch 
die UNO wurde von der Bundesregierung vor und 
nach dem UNO-Beitritt der BRD ignoriert. 

Als legitime Interessenvertreter der Völ­
ker von Angola , Guinea- Bissao und Mozambique 
organisieren die Befreiungsbewegungen MPLA, 
PAIGe und FRELIMO den Kampf um die Befreiung 
von der portugiesischen Kolonialherrschaft, 
von Zwangsarbeit , gesellschaftlicher , wirt­
schaftlicher und kultureller RUckständigkeit. 
Mit Hilfe von Waffen aus der Bundesrepublik , 
unter Anwendung von Napalm und chemischen 
Entlaubungsmitteln, mit Folter und Terror ver­
sucht die portugiesische Armee , den Kampf der 
Völker von Angola, Guinea- Bissao und Mozam­
bique aufzuhalten . 
Die Bundesregierung muß 
- jegliche UnterstUtzung Portugals , die sei ­

nem Kolonialkrieg dienen kann , einstellen! 
- StützungSkredite und BUrgschaften fUr BRD­

Konzerne aufgeben und 
- die Republik Guinea- Bissao als unabhängigen 

Staat anerkennen ! 

+ + + 

In Zimbabwe (Rhodesien) häht die rassisti­
sche Smith- Regierung mit den Mitteln des Ter-

rors und den von SUdafrika Ubernommenen 
Apartheid- Gesetzen sein weißes Minderheits­
regime gegen die von der ZAPU or ganisierte 
Befreiungsbewegung des Volkes von Zimbabwe 
aufrecht. 

Das illegale Smith-Regime betreibt, direkt 
unterstützt vor allem durch die Republik Süd­
afrika und Portugal , eine gefährliche Aggres­
sionspolitik gegen die dem Fortschritt und 
der nationalen Unabhängigkeit verpflichteten 
Nachbarländer (wie z.B. Sambia) . 

Als profitables Anlagefeld fUr internatio­
nale Konzerne, die die Naturr eichtUmer Zim­
babwes skrupellos ausbeuten , unterhält auch 
die Bundesrepublik trotz des von der UNO be ­
schlossenen Handelsboykotts intensive Wirt­
schaftsbeziehungen zum Smith- Regime. 

Die Bundesregierung muß dafUr Sorge tragen , 
daß der Handelsboykott gegen das weiße Mln­
derheitsregime in Salisbury strikt eingehal­
ten wird! Sie muß a11e getarnten Tr ansaktio­
nen von RUstungsgUtern fUr die Smith- Regie­
rung sofort einstellen! 

+ + + 
Trotz wiederholter Entschließungen des UNO­

Sicherheitsrate s , der UNO-Vollversammlung und 
des Internationalen Gerichtshofes mißachtet 
die sUdafrikanische Regierung bis heute das 
Recht NAMIBIAS auf Selbstbe stimmung und Un­
abhängigkeit. 

Im Dezember 1973 forderte die Vollversamm­
lung der Vereinten Nationen die Republik Süd­
afrika erneut auf , sich sofort aus Namibia 
zurUckzuziehen ; darUber hinaus beschl oß sie 
mit gr oße r Mehrheit , die sUdwestafrikanische 
Volksorganisation SWAPO als einzig rechtmäßi­
ge Vertretung des Volkes von Namibia anzuer­
kennen. 
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Nach den BeschlUssen der UNO von 1966 
schlossen die meisten Staaten ihre diplomati­
schen Vertretungen in Namibia; die Bundesre­
publik jedoch 1st als einziges Land neben 
Portugal nach wie vo r durch ein offizielles 
Konsul at i n Windho ek vertreten. 

Weiterhin beteiligen sich westdeutsche Kon­
zerne an der Ausbeutung der NaturrelchtUmer 
Namibia s . Am Kunene- Staudamm Projekt - einem 
ähnlichen Vorhaben wi e dem esbo r s - Basse- Stau­
damm - sind u. s . die Deutsche Bank , Krupp und 
die Dresdner Bank beteiligt. 

Angesichts dieser Tatsachen 1st es offen­
sichtl ich , daß die Bundesrepublik auf ökono­
mischer , politischer und diplomatischer Ebene 
die sUdafrikani sche Herrschaft tiber Namibia 
feStigt . 

Daher l auten unsere Forderungen an die Bundes­
r eglenmg: 

- Sofortige Schließung des Konsul ats in 
Windhoek ! 

- Anerkennung der SWAPO als einzig re chtmäßige 
Vertretung des Volkes von Namibia! 

+ + + 
Die Regierung der REPUBLIK SUDAFRIKA be­

treibt nach innen eine Politik der Apartheid, 
die durch diskriminierende Rassentrennung , 
extremste Ausbeutung der afrikanischen Bevöl­
kerung und Unterbindung ihrer Entwicklungs­
chancen in allen Bereichen gekennzeichnet ist. 

Hauptstoßrichtung ihrer Außenpolitik in Af­
rika ist die ökonomische Unterwerfung schwach 
entwickelter Nachbarstaaten , die völker­
rechtswidri ge Okkupation Namibias und die en­
ge wirtschaftliche , politische und militäri­
sche Zusammenarbeit mit dem Smith- Regime und 
der portugiesischen Kolonialmacht. Ihre ag­
gressive Politik gefährdet den Frieden und 
die Sicherheit nicht nur im SUden Afrikes; 
sie s tellt eine Bedrohung fUr den ganzen Kon­
tinent dar. 

Als waffenstarrendes Bollwerk gegen die 
jungen Nationalstaaten und vor allem gegen 
die Befreiungsbewegungen des sUdlichen Afrika 
nimmt das Rassistenregime eine SchlUsselstel ­
lunS in Afrika ein . FUr die in dieser Region 
investierenden internationalen Konzerne und 
die imper~~listischen Staaten ist es daher 
von strategischer Bedeutung . In gleicher Wei ­
se gilt ihr Interesse der Republik SUdafrika 
als Investitionsland mit niedrigen Löhnen und 
gUnstigen Investitionsbedingungen . 

Zahllose westdeutsche Konzerne ziehen aus 
der Apartheidpolitik riesige Profite . Ihre 
Kapitalflucht in Länder mit einem niedrigen 
Lohnniveau , wie SUdafrika , gefährdet aber zu­
gleich unmittelbar tausende von Arbeitsplät­
zen in der Bundesrepublik und richtet s ich 
daher direkt gegen die Interes sen der arbeiten­
den Menschen in unserem Land . 

Die Bundes r egierung unterhält engste wirt­
schaftliche und politische Beziehungen zu 
SUdafrika und ist somit mitverantwortlich fUr 
die brutale UnterdrUckung der demokratischen 
Kräfte, die vor allem von dem in der Illega­
lität arbeitenden African National Congres s 
(ANC) organisiert werden. 

Al s Mitglied der UNO i s t die Bundesregie­
rung verpfl ichtet, sich von ihrer bisherigen 
Politik zu l ösen und sich tUr die Verwirkli­
chung der politischen und wirtschaftlichen 
I solierung und fUr die Verurteilung des sUd­
afrikanischen Apartheid- Regimes einzusetzen . 
Stattdessen enthält sich die Bundesregierung 
bei wichtigen UN- Abs timmungen gegen das Re­
gime der Stimme . 

Die Mißachtung des Selbstbestimmungsrech­
tes der Völker des sOdlichen Afrika dur ch di e 
Bundesregierung und die we s tdeutschen Konzer­
ne widerspricht den UNO- Prinzipien , den Völ­
ker- und Menschenrechten. 

26 Die antiimperial1s ti sch en Kräfte in der 

BRD mUssen durch die Entfaltung einer breiten 
Solidaritätsbewegung die Bundesregierung zur 
Anerkennung und DurchfUhrung der UNO- Be­
schlUsse zwingen. 
Wir fordern von der Bundesregierung : 
- Den Abbruch der wirtschaftlichen , politi­

schen , kulturellen und diplomatischen Be ­
ziehungen zu dem Apartheid-Regime in SUd­
afrika! 

- Den Stop jeglicher Investitionstätigkeit 
bundesdeutscher Konzerne in SUdafrika! 

Das ASK wendet Sich an alle antiimperiali­
stischen Kräfte in der BRD mit der Aufforde­
rung , diese Forderungen durch eine breite Be­
wegung zu unterstUtzen . 

Das ASK wird in der nächsten Zeit f olgende 
Aktivitäten entwickeln : 
1. Alle antiimperla1istischen Kräfte, Cruppen 

und Organisationen werden vom ASK ange­
sprochen , um s ie Uber die geplanten Aktio­
nen zu informieren und ihnen eine Zusammen­
arbeit anzubieten . 

2 . Das ASK gibt Informationsmaterial heraus , 
in dem Dokumente der Befreiungsbewegungen 
und vor allem Fakten Uber die Politik von 
Bundesregierung und Konzernen im sUdlichen 
Afrika enthalten s ind . 

, . Agitationsmaterialien wie Plakate, Flug­
blätter etc . werden ers tellt . 

4 . Das ASK stellt eine Liste von Referenten 
zusammen . 

5 . Das ASK lädt Vertreter der Befreiungs bewe­
gungen des sUdlichen Afrika in die ERD ein , 
die in Cespräehen und Informationsveran­
staltungen Ober den antiimperialistischen 
Kampf ihrer Völker berichten sollen . 

(Die Erklärung wurde auf der Vollversammlung 
des ASK am 21 . Januar 1974 einstimmig ange­
nommen) 

Here is 0 Worker in Chains 
IS THIS IUSTICE? 



Naher Osten 
Wolfram Brönner 

Ägyptisch-Israelisches Abkommen­
Wegbereiter einer politischen 

Lösung in Nahost? 
Inh a lt und Stellenwert des Abkomm ens 

Am 18. Januar 1974 ratifizierten die 
Staatsoberhäupter Ägyptens und Israels ein Ab­
kommen Uber das "Auseinanderr Ucken" ihrer 

Truppen an der Suezfront . Programmgemäß be ­
gann sm 25.1 . 1974 Isr ael mit dem Abzug seiner 
Truppen vom We stufer des Sue zkanals . Israels 
Armee-Einheiten räumen ferner bis zum 5 . März 
1974 auch das Ostufer des Kanals, und zwar Ge­
biete mit eine r Tiefe von 10 km im sildlichen 
Abschnitt und bis zu 30 km im :ibrdl1chen (vgl. 

Karte). Eine 7 .800 Mann umfassende UNO-Not­
standstruppe besetzt die ge r äumten Gebiete 
vorUbergehend , um sie schließlich an Agypten 
zu Ubergeben. Des weiteren vermindern beide 
Seiten ihre Konzentration an Truppen ur.1 
schweren Waffen an den neuen F 'r ntabschnitten . 

Dies e Auflagen de s AbYommel.~ machen zu­
nächst deutlich , daß es sich hier de facto 
nicht um ein "AuseinanderrUcken" bzw . eine 
"EntfleChtung" beider Seiten handelt , sondern 
um einen militärischen RUckzug Israels . 
Zum zweiten geht dieser israelische RUckzug 
weit Uber j ene Positionen hinaus, die die 
Waffenstill s tandsregelungen des UN- Sicher­
heitsrates vom 22. , 23 . und 25 . Oktober 1973 
festhielten . In diesen UN- Entschließungen 
(Nr. 338 , 339 , 340) wurde die RUckkehr der Ar­
meen auf die Positionen ge f ordert , "die sie 
am 22 .0kt . 1973 um 17 . 30 (MEZ) einnahmen". 1) 

Israel hatte diese Bestimmung damals jedoch 
dreist ignoriert und westlich des Suezkanals 
weiteres ägyptisches Territorium an sich ge­
rissen . 

Zum dritten hat diese Vereinbarung nichts 
zu tun mit einem angeblichen "verräterischen 
Separ atfrieden" Ägyptens . Vielmehr beschränkt 
sie sich auf die Lösung militäri sche r (Vor-) 
Fragen , die der Festigung des Waffenstill s t an­
des vom Oktober 1973 dienen . Zugleich nimmt 
das Abkommen Bezug auf die noch ausstehende 
politische Gesamtlösung des Nahostkonflikt s 
auf der Grundlage de r UNO- Entschließungen . 
Der folgende letzte Punkt d) des Abkommens 
läßt daran keinen Zweifel : 

: "d) Diese Vereinbarung wird von Ägypten und : 
• Israel nicht als abschließender Friedens- • 

ÄGYPTEN 

(Qll.elle : Süddeutsche Zeitung , 29 ./30 . 1.1 974) 

• vertrag angesehen . Sie stellt einen ersten • Schritt zu einem endgUltigen , gerechten und • • dauerhaften Frieden entspr echend den Be-
• stimmungen de r Resolution 338 des Sicher-• heitsrates und innerhalb des Rahmens der • Genfer Konfe r enz dar ." 2) • 

Genf und d ie Per~pelct ive e iner Gescmllösung 

Die Genfer Nahostkonferenz, die am 21 .1 2 . 
1973 unter der Schirmherrschaft der UNO und 
in Anwesenheit der Außenminister der USA, Is­
r aels , Jordaniens , Ägyptens und der UdSSR be­
gann , hatte zunächst eine militärische Ar­
beitsgruppe eingesetzt mit der vordringlichen 
Aufgabenstellung , das AuseinanderrUcken der 
Streitkräfte einzuleiten . Insofern stellt das 
ägyptisch- israelische Abkommen ein erstes po­
sitives Produkt der Genfer Konferenz dar. 

Der jahrelang erprobten Verschleppungstak­
tik Tel Avivs entsprach es , daß Israels Außen­
minister A. Eban sich an den Genfer Verhand­
lungstisch s etzte , ohne ein klares Bekenntnis 
zur UNO- Resolution 242 von 1967 abzugeben und 
ohne daß von Israel die UN- Waffenstillstands ­
Resolutionen vom Oktober 1973 _ trotz verba­
ler Zustimmung - verwirklicht worden wären . 

• • • • • • • • 
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VEREINTE NATIONEN [UNO) • • 
Wortlaut der Resolution 

338 
Der Sidlerheitsrot 

vom 22. Oktober 
1973: 

1_ fordert olle on den gegenwörtigen 
Kämpfen beteiligten Parteien auf, sofort. 
nldlt später ols zwal' Stunden noch An­
nohme dieses Beschluues in den Positio­
nen, die sIe jetzt einnehmen. jedes Feuer 
einzustellen und olle militöriKhen Aktivltö­
ten 11,1 beenden; 
2, fordert o lle betreffenden Portelen auf. 
unmittelbar nodl der Einstellung des 
Feuers mit der Verwirklichung der Resolu­
tion 242 (196n des Sicherheitsra tes in 
ollen ihren Teilen 11,1 beginnen ; 
3,_ beKhlie8t. daß sofort und gleichzeitig 
mit der Einstellung des Feuers die betrel-­
fenden Parteien Verhandlungen unte r ge­
eigneter Senirmherrschoh mit dem Ziel 
oufnehmen, einen gered!ten und dauer· 
haften Frieden Im Nahen Osten heflu5tel­
len. 

Wortlaut der Resolution 

339 
Der Sicherheitsrat 

vom 23. Oktober 
1973: 

- unter Bezugnahme 01,1' seine Resolution 
338 vom 22. Oktober 1973, 

,. bekrMtigt seil"lef\ Be.dllu6 über die so­
forUge Einstellung jeden Feuers und oller 
mIlItarischen AktIonen und fordert. daß die 
Truppen ouf die Positionen I(Jrudck.h,en, 
die tie zum Zeitpunkt des l"krofttr.ten. 
d.r FeuereinsteIlung einnahmen; 
2. fordert den Generolsekretör ouf, MoB­
nahmen fOt die sofortige Enbendurtg von 
Beobodltern der Vereinten Notionen '1.U 

ergreifen, um die Einholtung der Feuer­
einsteilung zwischen den Streitbatten b ­
roels und der Arobiw,en Republik Agyp. 
ten zu überwuchen, wobei zu diesem 
Zwe<t dos im Nonen Ostefl betindlid'le 
P.ersonol der Vereinten Nationen, in erster 
Unie dos Personal in Koira, eingesetzt 
.. rden soll. 

Wortlaut der Resolution 

340 
Der Sicnerheibrot, 

vom 25. Oktober 
1973: 

_ erinnernd on seine Resolution 338 (1973) 
vom 22. Oktober '19~3 und 339 (1973) vom 
23. Oktober 1973, 

... mit Bed(Jl,lern die berichtete wiederholte 
Verletzung der Feue,elnstellun; . unter Mi6-
cu;totung de r Resolutionen 338 (1973) und 
339 (1973) l ur Kenntni5 nehmend, 

- mit Besorgnis den Bericht des Generol ­
sekretörs lur Kenntnis nehmend, d08 die 
militä rischen Beobachter der Vereinten No-

lionen noct. nicht in der Lage woren, ihre 
Positionen zu beiden Seiten der Feuereln­
stellungslinien einzunehmen. 

1. fordert. daß die ,sofortige und .,allige 
FeuereinsteIlung eingeholten wird und d ie 
Porteien ouf die Posltionen IUrOdckehren. 
die sie am 22. Oktober 1973 um 17.50 Uhr 
(MEZ) e innahmen ; 

2. ersucht den Gene rolsekretär , sofort die 
Zohl der .mlli!ä rfKhen Beobachter der 
Vereinten Nationen auf belden Seiten lU 

erhöhen ; 

3. beschließt, sofort eine 'Notslondltruppe 
der Vereinten Nationen unter seine r Autorf; 
tol ouhustellen. d ie sidl aus Pe rsonal der 
Mitgliedstaaten de r Ve reinten Nationen mit 
Au·snohme der sUlndigen Mitglieder des 
Sidlerhel.tsrotes lusommenseUt, und fordert 
den Generalsekretär auf. binnen 24 Stun· 
den Ober die zu diesem Zwedc unternom· 
menen Senritte zu berichten ; 

4. eflucht den Generalsekre tor, dringend 
und laulend dem Rot über den Stand der 
Verwirklichung dieser Resolution sowie der 
Res<Kutionen 338 (1973) und 339 (1973) zu 
beJiditen; 

S. ersucht olle Mitgliedstaaten, mit den 
Vereinten Nationen bei der Verwirklichung 
dieser Resolution und der Resolutionen 
338 (1973) und 339 (1973) voll zusommen· 
zllOIbeitet'l. 
(Quelle : Hori z ont , 

Nr . 45/1973) 

Umsomehr erbringt die er ste vertraglich 
fixierte Verpflichtung Israels zum RUckzug den 
Beweis , daß auch die Aggressions- und Anne­
xionsstrategen in Washington und Tel Aviv ge­
zwungen werden können , den heutigen Realitä­
ten eines wel twe i t und auch regional gewan­
del ten Kräftever hältnisses (vgl . AlB Nr . 1/ 
1974 , S. 8- 12) Rechnung zu t r agen , 

fo l g der Waffenruhe- Ve r handl ungen ein großer 
Schri t t zur Aufhebung des Erdölboykotts wä­
re . "3) 

Andererseits zeigten sich die arabischen 
Staaten keinesfalls be r eit, ihre gegen die 
USA gerichteten erdölpolitischen Maßnahmen 
~ufzuheben , solange Washington nicht Israel 
zur Räumung der besetzten Gebiete sowie zur 
Anerkennung der palästinensischen Rechte ver­
anlaßt . Freilich sind damit die Bestrebungen der 

zionistischen Großbourgeoisie und ihrer poli­
tischen GeSChäftstr äger, den Konflikt "einzu­
frie r en" bzw. durch einseitige Zugeständnisse 
an Jordanien und Ägypten eine Gesamtlösung zu 
unterlaufen , keineswegs zu den Akten gelegt . 

Israels,. politilche Natur " 

Die hektischen BemUhungen Kissingers , zu­
mindest einen ersten demonstrativen Schritt 
zur Entschärfung der Sit uation im Nahen Osten 
unter Dach und Fach zu br ingen , stehen wieder­
um i n einem unauf schiebbar en Zusammenhang mit 
den Erfolgschancen der von Ni xon f Ur den 11 . 2. 
1974 angesetzten kapitalistischen Ener gie ­
gipfe l konf erenz . Auf dieses Motiv wies Außen­
minister Kissinger selbst nachdrUckl ieh hin : 

"Scheitert di e Aufhebung des (ar abischen Öl- ) 
Boykotts zu vernUnftiger Zeit , wUrden bezUg­
l ieh der arabischen Staaten bei uns ernsthaf­
te Vertr auens fragen entstehen . Wir haben je­
doch allen Grund zu de r Annahme , daß der Er-

es 

Israels herrschende Kreise - angewiesen 
auf die For tsetzung der amerikanischen Unter­
stUtzung - mUs sen dieser, so die großbUrger­
liehe FAZ , "bitter en Wahrheit,,4) Tribut zol­
len , auch wenn es 

"wider die von Er fahrung bestärkte polit i sche 
Natur geht •.. Bishe r hatte I srael ausschließ­
lich auf die eigene militärische Stärke und 
die Linien der eigenen Truppen vertraut , .• 
J etzt gibt es str ategi sche Positionen aUf

j 
.. 

Dies Abkommen markie r t also eine Wende . "5 

Im Falle der RealiSierung des Abkommens an 
de r Suezfront und des r aschen Zustandekommens 
einer ebensolchen Regelung an der syrischen 
Golanfront wUrden Israels militärische Provo­
kations- und Verzögerungsmöglichkeiten erheb­
lich in die Schranken verwiesen. Zudem wUrde 
damit den nach wie vor aufr echterhaltenen 
AnnexionsansprUchen und Expansionszielen der 
he r rschenden Kreise Israel s ein exemplarischer 
Schlag ver setzt . 



Wos ist mit Syrien ? 

Außerordentliche Bedeutung kommt gegenwär­
tig der Aufgabe zu, ein gemeinsames , eng ko­
ordinierte s Vorgehen zwischen Ägypten, Syrien 
und der PLO herzustellen, sowohl was die po­
litischen Zielforderungen al s auch was die 
nächsten Schritte auf der Genfer Konferenz an­
geht . 

Bekanntlich nahm Syrien nicht an der ersten 
Phase der Konferenz teil. Einer der GrUnde 
für diese zunächst abl ehnende Hal tung dUrfte 
in dem ägyptischen Alleingang in der Frage des 
Gefangenenaustausches mit Israel liegen, ein 
anderer in Sadats Anbiederungsversuchen ge­
genüber den USA (Sadat Ende 1973 : Kissinger 
sei der "groBe Bruder" Ägyptens) . 

Syrien fühlte sich zurecht brüskiert und 
übte heftige Kritik an Sadat s unsolidarischer , 
opportunistischer Vorgehensweise . 

Eine Reihe von Gesprächen zwischen Syrien, 
der UdSSR und Ägypten brachte inzwischen eine 
Bereinigung der offenen Mißklänge und Diffe­
renzen. So erklärte die syrische Regierung 
nun ihre prinzipielle Bereitschaft, ebenfalls 
mit Israel in Verhandlungen über ein Ausein­
anderrUcken der Truppen an der Golan- Front zu 
treten sowie an der Nahostkonferenz in Genf 
teilzunehmen . 

Sowietunion c ls einigende Kroft 

In einem gemeinsamen Regierungs- Kommunique 
zwischen der Sowjetunion und Syrien vom 31 . 1. 
1974 werden die gemeinsamen 2 Hauptforderun­
gen für die Konferenz in Genf so formuliert : 

"Ein gerechter Frieden in Nahost kann nur 
durch den vollständigen Rückzug Israels von 
allen im Jahre 1967 okkupierten arabi schen 
Gebieten sowie durch die Gewährleistung der 
Rechte des arabisch- palästinensischen Vol ­
kes verwirklicht werden ." 6) 

I n welchem Verhältnis aber steht die Palä­
stina- Frage zur UNO- Resolution 242 von 1967 ? 
L. Breshnew stellte auf dem Weltfriedenskon­
gr eB hierzu unmißverständlich klar , daß die 
vage Formulierung der UNO- Resolution 242 von 

der MNotwendigkeit, eine gerechte Lös~ des 
Flüchtlingsproblems zu verwirklichen" ,7) nur 
heißen könne , die "legitimen Rechte des ara­
bischen Volkes Palästinas zu gewährleisten~8) 

Daß der Abschluß des ägyptisch- israeli­
schen Abkommens vom 18 . 1 . 1974 nichts daran 
geändert hat, unterstrich der sowjetische 
Außenminister Gromyko t ags dar auf mit der 
Aussage, die Realisierung einer akzeptablen 
Nahostregelung sei 

"nur auf der Grundlage der völ ligen Befreiung 
aller besetzten arabi schen Territorien und 
des l ückenlosen Schutzes für die legitimen 

Rechte de~)arabischen Vol kes von Palästina 
mögliCh . ,, ~ 

Darüber hinaus wurde in einem gemeinsamen 
Kommunique der UdSSR und Ägyptens vom 25 , 1. 
1974 fe stgehalten , 

"daß das Palästinaproblem ohne Vertreter des 
arabischen Volkes von Palästina)nicht er ör ­
tert und gelBst werden kann. "10 

\ 

Palästinensische Fl ~c ht lingsk inder in ei nem 
de r vielen El endslager östlich des Jord an . 

Ho ltung de r PlO 

Die Führung de r PLO hat mehrheitlich die 
von palästinensischen Minderheitsgruppierun­
gen gestarteten massiven Angriff e auf das 
ägyptisch- israelische Abkommen , es stelle ei­
ne Bedrohung der palästinensischen Sache dar , 
aufs schärfste zur ückgewiesen . Der Vorsitzen­
de der PLO, Jassi r Arafat , und mit ihm die 
größte Widerstandsorgani sation Al Fatah, be­
urteilten demgegenüber das Abkommen als po­
sitiven Schritt , aus dem sich reale Möglich­
keiten fUr eine endgültige Friedensregelung 
ergeben könnten. Die Führung der PLO hat ih­
re Teilnahme an der Genfer Konferenz als 
wahrscheinlich offengehalten . 
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Zum alleinigen Vertr etungsrecht der PLO in 
der Palästinafrage , zum Projekt eines palä­
stinensischen (Teil- )Staates und zu dessen 
Verhäl tnis zum Fernziel des palästinensischen 
Widerstandes erklärte J . Arafat in einem 

.t .. !#.:k. ... . -, . -, 
;: 

"Humanite"-Interview im Januar 1974 : 

"Die Anerkennung der PLO als der einzig re ­
präsentativen Organisation der Palästinen­
ser . • • wird unserem Kampf neue Impulse ver­
leihen . " Bezogen auf die Ubernahme der von 
Israel zu räumenden besetzten Gebiete in 
Palästina führte Arafat weiter aus: 
"Diese Gebiete sind palästinensisch. Folg­
lich hat unser Vol k das Recht , ohne Einmi­
schung von außen Uber ihr Schicksal zu ent­
scheiden . Dies ist ,das erste Prinzip. Das 
zweite besteht darin , daß wir dagegen sind , 
daß Hussein wieder die Herrschaft Obe r die­
se Gebiete übernimmt. Dieser Standpunkt 
wurde auf unseren Landeskongresse~ und 
Volksversammlungen festgelegt. "11) Hieraus 
einen unUberbrOckbaren Gegensatz zu den all­
gemeinen Kampfzielen der PLO zu konstru­
ieren, wäre f ehl am Platze . Denn - so Ara­
fat - die "Schaffung eines demokratischen 
Staates , in dem alle jUdischen , mohammeda­
nischen und chri s tlichen Bewohner in 
Gleichheit , Gerf~btigkeit und Wohlstand 
zusammenleben" , J bliebe als zukUnft iges , 
d.h . als Fernziel der PLO erhalten . 

Die anges trebte palästinensisch- arabische 
StaatsgrUndung stößt naturgemäß auf den hef­
tigsten Widerstand seitens der Herrschenden 
Israels und Jordaniens . Von dahe r ist die 
Mitte Januar vollzogene Konstituierung einer 
" Palästinensischen Nationalen Front" in den 
von Isr ael noch immer besetzten sowie von Hus­
sein beanspruchten Gebieten Westjordaniens und 
im Ghaza- Str ei fen von nicht ge ringer Bedeu­
tung . Dieses lokale BUndnis erkennt ausdrück­
lich di e PLO als einzig legitime Vertretung 
de s pa lästinensischen Volkes an und stellt 
s ich - wi e die PLO - die Aufgabe , auf die Er­
richtung eines selbständigen a r abisch-)alä­
s t i nens i schen Staates hinzuarbei ten. 13 
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Ägyptens Präsident bekundete jUngst im Sin­
ne dieses Anliegens der PLO seine Bereit­
schaft , 
"die Haltung mit Jordanien zu koordinieren", 
unter der Bedingwlg, daß "die Jordanier öf­
fentlich erklären , keinen Einwand gegen die 
Beteiligwlg der Palästinenser an der Genfer 
Gipfel- Konferenz vorzubringen . n14 ) 

Fazit: Die Weichen fUr einen erfolgreichen 
Kampf um einen gerechten, dauerhaften Frieden 
in Nahost sind augenblicklich gUnstiger denn 
je gestellt. Die antiimperialistischen BUnd­
niskräfte treten wesentlich geschlossener und 
mit gemeinsamen politischen Zielvorstellungen 
in die zweite Etappe der Genfer Konferenz ein . 
Vor Illusionen muß dennoch gewarnt werden . 

Anmerkungen : 

1) UNO- Resolution Nr . 340 vom 25 . 10 . 1973; 
zit . nach : Horizont , Nr . 45/1973 

2) zit. nach : Nachrichtenagentur AP, 18.1. 
1974 

3) Kissinger am 22 . 1 . 1974; in : Frankfurter 
Allgemeine Zeitung (FAZ), 24 . 1 . 1974 

4) FAZ, 19 . 1 . 1974 
5) FAZ, 26 . 1.1974 
6) zit. nach: Nachrichtenagentur ADN , 1. 2 . 

1974 
7) AlB Nr.9/1972, S . 14 
8) Breshnew-Rede vom 

Zeit , Nr . 44/1973 , 
Oktober 1973; 
s . 7 

9) Unsere Zeit (UZ), 21 . 1.1974 
10) Neues Deutschland, 26 . 1.1 974 
11) Hori zont, Nr . 5/1974 
12) ebenda 

in : Neue 

13) vgl. "Al Ahram", Kairo, 17.2.1974 
14) FAZ , 26 . 1 . 1974 



Kurzinforrnation 

Frelimo :Keine Zusammenarbeit mit der SP"1:I 
Es entspricht unllfer poIitiW!en Unle 
IU VfI.suchen. oU. Kr6fte für uns IU ge· 
wlnnen, die 98gen den portugiesischen 
Kolonialismus l ind, urKI eine Boli. !Or 
die Zusammenarbeit mit Ihnen IU !in· ..... 
Die FREUMO·Delegotion wurde vom 
VI,epr6sldennm, Genossen Mor~elino 
da. Santo., gellitel An der Spille der 
SPO.Oelegotion stand Hons· Jürven 
'W'ischnewslri, Vorsib:ender der Kommis· 
sion für InternationoIe Beziehungen des 
SPO.Portelvontandl!" 
Zu BegInn der Gesprödle .riÖuterte d ie 
FREUMO· Delegotion die HouptzielMlt· 
EUngen, als 51. der SPO· Einlodung IU , 
gestimmt botte : 
- BeerKIlgung der Waffenlieferungen 
on PortusI01 durch die NATO urKI durch 
onditre länder ; 
- Beendigung orKIer5glOrteler Unter · 
stübung für den portugiesischen Kalo· 
niolismus, vor oUem der InVfl,titionen 
in d.n KoIoni.n. 
In den Oisl!;uulonen loreferte die FRE· 
LIMO die SPO ferner oul. enbprechend 
ihren erklärten GrundsölUln : 
0) d ie westdeutsche Regierung IU zwln· 
gen, Ihre Woffenli.lerungen und orKIer. 
Formen der mi litärischen HUfe lür dos 
portugiesische Koloniolre:glme elnIUlte!· 
len ; 
b} aUe, In ihren Kräften St.hende IU 
lun, um die _stdeutschen Konlerne, 

ollem In Cobo,o·80no - dutdlführen. 
tu, Riictkeh, IU rwingen: 
cl die Unterstützung, IU _ld!er die 
SPD ('lud! immer bereit ~, der FRE· 
UMO auf poIiti5dler und nkf1t ouf 
humoniUiler 8os11 IU gewah,en . 
Wir .rf~ul.l1Ien unsere Forderungen. 
E5 gibt unwiderlegbor. Beweise. d08 
die BRD-Reglerung Portugal _iternln 
milit6r1sch unteo:tiitzt. Ein betradltJict­
Teil d., finonuellen und t.mnisdlen 
Beteiligung In Coboro-Bano stumm! 
ou, d., BRD. Wir seuten ous.lnander, 
doB Coboro-Bono u. Q. lum ZIel hat, 
In MOlOmbique Hunderttousend. 
W.I8e Ol'l'-ullodeln, die als gegen den 
Befreiungskampf geridltete Kraft wir · 
ken ....vrden. Dos Projekt Cabora-Sono 
ist von der UNO, von der OAU (Orgo ­
nisotion für ofrikonlsd\e EinheilJ, 'tQJII 

Wel~lrdl.nrot und loktiJdl von ollen 
forlsduittlidlen ICfÖften in der Welt \/8' ­
u,..ill worden. Die Unlentützung tür 
CobofO-BalSO bl deshalb eln feind­
Mlige, Akt gegen dos Voll!; von MOlOm. 
bique und schließt ledwetle M6g1ichkelt 
tur HenteUung freundl id!er Betiehun· 
gen mit uns ous. 
Oie Untersliittung für d ie FREUMO 
sollte auf der Anlrlcennung "itens der 
SPO beruhen. doß die FREUMO dos 
Recht EUm Kampf g~en den portugie· 
sischen Kolonialismu. hot, daß der 
Kolonialismus In MOlOmbique ousge· 

d ie Investitionen In den Kolonien - vor 16schl werden muß "nd daß deshalb 

dielt UnteßtÜtlung nldlt bedingt oder 
.humonltOr·, sondern globol, poli6sch 
sein muH. 
Die SPD wies die Forderungen der 
FREUMO 'urück. Sie I.hnte .. ob, 
Schritte lum Stopp de' rnUitörischen 
Hilfe on Po.wgol IU unternehmen (e, 
muH do.on erinnert _.den, doH die 
SPD In der BRD die Reg ierungsporte! 
donteUt) . Zur Cobora.80ssa·Froge 
stellte sie lest, daß d ieMs Projflt dem 
unobhCinglgen MOlOmblque nub:lidl 
sein würde urKI daß .ie nichl.ll unterneh· 
men würde, um die _stdeutschen G.· 
seilschaften zum Riid.Eug nr zwingen. 
Sie bestand daroul, daß ~re Unterstüt· 
,ung lür die FREUMe auf .humonilÖre 
Hilfe· begrenll sein sollte. 
Die SPO· Position IU Coboro·80sso stellt 
eine sch_rwiegende Millochlung unse· 
IIr WOrde und Souver6nlt6t dar. Oie 
SPO will uns, dos Volk von MOlombique. 
lehren, _s lür uns gut sei . 

Oie FREUMO·Delegotion kehrte mit der 
E.kenntnis lurüd:, doS es bei dieMm 
Stond de. Autfouunge n keine Grund· 
lage lür eine ZUJOrnmenorbeit mit der 
SPO gibt, da deren Haltung in Wirk · 
lichkelt nicht ihren ontlkolonialen Er. 
kl6.ungen enbprlcht. Oie FRELIMO je· 
doch konn Verbindungen IU Orgonl· 
so tionen nur ouf einer korrek ten pol i­
tischen urKI moroU,cnen Grundloge 
untlrheil"'n. 

(Quelle : Mozambique Revolution j gekürzte übersetzung : Horizont , Nr . 4/1974) 

Bolivien 
Das durch wachsende wirtschaftliche Schwie ­

rigkeiten schwer erschUtterte reaktionäre Mi ­

litärregime - 1971 durch einen Putsch gegen 
die linksr eformerische Regierung Torres zur 
Macht gelangt - ging in den letzten Wochen 
mit brutaler Gewalt gegen heftige Protestak­
tionen der Werktätigen vor. 

Die aufflammende Konfrontation entzUndete 
sich an den Mitte Januar von Junta- Chef Ban­
zer angeordneten gewaltigen Preis steigerungen 
fUr Nahrungsmittel und andere lebenswichtige 
GUter von bis zu 14~ . Hinzu kam eine Infla­
tionsrate des Jahres 1973 von Uber 10~ , Die 
von den 3 gr6ßten Gewerkschaften vorgebrach­
ten Lohnforderungen wurden indessen von der 
Regierung , dem marktbeherr schenden deutschen 
Inlandskapital, den US-amerikanischen und 
brasilianischen Monopolen ignoriert. 

Etwa 50 . 000 Arbei ter und Angest ellte tra­
ten daraufhin in der Hauptstadt La Paz in ei­
nen einwöchigen Streik und gingen auf die 

Straße. Bsnzers Antwort : brutaler Polizeiein­
satz. 10. 000 z,T. bewaffnete Landarbeiter und 
Bauern blockierten tagelang alle Zugangsstra­
Ben der Provinzhauptstadt Cochabemba . "Wir 
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ziehen 4en T04 durch Kugeln dem Hungertod 
vor" , erklärte einer der Sprecher der Landar­
beiter sm 29 .Januar d .J. Als schließlich die 
Landarbeiter eine wichtige Zugan~sstraße vor 
Santa Cruz blockierten, setzte das Militärre­
gime hier und in Cochabamba Flugzeuge und Pan­
zer ein . Rund 100 Todesopfer gab es bei den 
blutigen Massakern zu beklagen. 

Trotz des von der Junta verhängten Ausnah­
mezustandes und einer Nachrichtensperre kam 
es im ganzen Land zu Solidaritätsaktionen der 
werktätigen Massen ; so beispielsweise zum 
Proteststreik von 5.000 Grubenarbeitern in 
den staatlichen Zinnbergwerken . 

Die Junta entfesselte dagegen einen anti­
kommunisti schen Feldzug, dessen Zielscheibe 
insbesondere Gewerkschaftsfunktionäre und Mit­
glieder der Kommunistischen Partei sind. Vor 
einer Bauern- Versammlung Anfang Februar er­
klärte Junta- Chef Banzer: 

"Schlagt den ersten kommunistischen Agita­
tor tot , der auf den Feldern erscheint . Ich 
werde Euch dafUr belohnen." 
Diesem Aurruf zum Meuchelmord ließ Banzer die 
Ankündigung folgen, mit "allen uns gesetzlich 
und notfall s auch außerhalb des Gesetzes zur 
VerfUsung stehenden Mitteln" gegen die kämp­
fenden Arbeitermassen vorzugehen. Die Ursache 
fUr die aufflammenden Massenunruhen aber fUhr­
te der Junta-Chef schlicht und einfach auf 
"eine internationale kommunist ische VerschwB­
rung" gegen sein Regime zurUck . 

Der massive Militäreinsatz und die neue 
antikommunistische Hetzjagd aber - dies zei­
gen die Solidaritätsaktionen der Arbeiter 
ebenso wie die wachsende Kritik an Banzer in 
Kreisen des KleinbUrgertums und selbst der 
nationalen Bourgeoisie - trugen nur dazu bei , 
die Instabilität der Diktatur zu vertiefen . 
(ND, 27. , 28 . , }O . 1 . und 1 . 2 . 1974 ; UZt 26 . 1 . 
und 6 . 2 . 1974 ; FAZ , 2.2. und 5 .2.1974) 

Chile 
Wie in einem Brief der offiziellen Vertre ­

ter des chilenischen Widerstands im Ausland, 
"Chile Antifaschiata" (Rom) , mitgeteilt wird, 
ver schärft die faschi stische Militärjunta ih­
re blutige UnterdrUckung. So lassen die Mili­
t ärs i n dem Konzentrationslager "Chacabuco" 
Kremator iumsöfen errichten - ein Akt der 
Grausamkeit und Menschenfeindlichkeit . der 
s eine Parallele im Bau von Verbrennung sBfen 
und Gaskammern durch die deutschen Faschi sten 
findet. 

Zur Zeit existieren in Chile 
tionsl ager darunter 

9 Konzentra­
das Lager auf 

der Dawspn- Insel. Dort befinden sich etwa 
270 Gefangene, von denen mehr als 40 Mitglie­
der der legiti men Regierung de s ermordeten 
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Präsidenten Allpnde sind . Unter diesen Ge­
sichtspunkten ist die ungeheure Provokation 
des CDU-Abgeordneten Wohlrabe zu sehen , der 
nach dem Besuch der berUchtigten KZ-Insel sag­
te, ~in humanitärer Hinsicht hätten die Ge­
fangenen keine Klagen gehabt" . 

Volodia Teitelboim, Mitglied der Politi­
schen Kommission des ZK der Kommunistischen 
Partei Chiles, betonte in einem Interview mit 
der Zeitung Unsere Zeit , außer den KZs gäbe 
es "viele Kriegsschiffe, die als schwimmende 
Gefängnisse benutzt werden . Die Gefängnisse 
sind voll , in den Kasernen der ~twaffe wird 
gefoltert, und ebenso in denen der Polizei . 
Außerdem werden Provokationen und Oberfälle 
inszeniert, um der Junta weitere Erschießun­
gen zu ermögliChen". (UZ, 30 . 1.1974) 

VR Chine -Vietnem 

Die Besetzung der Paracel-Inseln (Heischa­
Insaln) durch die VR China hat bei der Regie­
rung der Demokratischen Republik Vietnam und 
bei der Provisorischen Revolutionären Regie­
rung der Republik SUdvietnem keineswegs eine 
begeisterte Zustimmung gefunden . Zwar wurde 
bisher auf eine offizielle Stellungnahme der 
beiden vietnamesischen Regierungen zu diesem 
Vorfall verzichtet - wie sollte man auch er­
warten können, daß sich die DRV und die PRR 
aufgrund ihrer Lage in aller öffentlichkeit 
gegen die VR China stellen - aber in einem 
Interview hat der Außenminister der DRV eini­
ge Grundfragen sehr prinzipiell angesprochen: 
Grenzstreitigkeiten und Meinungsverschieden­
heiten Uber Fragen der Zugehörigkeit bestimm­
ter Gebiete , die aus der historischen Ent­
wicklung heraus. besonders durch die Machen­
schaften der Kolonialisten und Imperialisten . 
gegenwärtig noch nicht geklärt seien , sollte 
man in verhandlungen und nicht durch kriege ­
rische Mittel lösen. 

Die Tatseche , daß auch viele patriotische 
und fortschrittliche SUdvietnamesen mit der 
Besetzung der Paracel- Inseln durch die VR 
China nicht einverstanden sind , hst die Bot­
schaft der Saigoner Clique in Bonn z.8 . 
gleich auszunutzen versucht . Um die gerede in 
den letzten Moneten gegen die Seigo~er Will­
kUr opponierenden, demokrati sch gesinnten Stu­
denten und deren Sympathisanten wieder an 
sich heranzuziehen , rief die Thieu- Botschaft 
zu einer Aktion "Rotes China raus aus Vietnam" 
auf. 
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